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Geheime Stimmabgabe.
Die Probe aufs Exempel,

Die Regierung Bethmann hat ſich bequemen müſſen, bei der
elſäfſiſchen Verfaſſungsreform das ziemlich gleiche Wahlrecht
neben der geheimen Stimmabgabe zuzugeſtehen. Daß
ſie damit für Preußen einen Schulfall geſchaffen, wird ſie zwar
energiſche beſtreiten, aber die Oeffentlichkeit wird ſie ebenſo
energiſch darauf feſtlegen müſſen.

Am geſtrigen Dienstag fand im preußiſchen Dreiklaſſenhauſe
die erſte Probe auf das Exempel ſtatt. Man beriet die neue
Rheiniſche Gemeindeordnung, die ja ſelbſtverſtänd
lich an der politiſchen Gemeinheit der Dreiklaſſenzerſpaltung
feſthält, für die aber vom Zentrum und vom Freiſinn wenig-
ſſtens die formale Verbeſſerung der gehe imen Stimm
ab gabe beantragt war. Es galt nun allerſeits Farbe zu be
kennen. Die Junker waren natürlich „grundſätzlich“ da
gegen, was ja ſelbſtverſtändlich iſt. Aber die National-
I iberal en ſie gebärdeten ſich wieder echt nationalliberal.
Sie erklärten: Spaß! Wir ſind doch ſelbſtverſtändlich An
hänger der geheimen Stimmabgabe (ſozuſagen!), aber da man
die geheime Stimmabgabe hier bei dieſer Vorlage nur für die
Rheinprovinz einführen kann, deshalb ſtimmen wir dagegen!
Köſtlich! Daß man den Schritt im Rheinlande machen ſollte,
um damit auch für die andern Provinzen eine Waffe zu haben,
das wollen die Herren Nationalliberalen im Grunde genommen
gerade verhindern deshalb alſo ihr „volksfreundlicher“
Schwindel mit Worten. Die Oeffentlichkeit weiß aber den
Wahrſpruch bereits zu würdigen: richtet euch nach den Taten,
nicht nach den Worten!

Die Regierung erklärte ebenfalls, man könne nicht der
einen Provinz jetzt das Recht der unbeobachteten Stimm
abgabe zugeſtehen; übrigens würde die Vorlage ſonſt ſo ſtark
bepackt, daß ſie dem edlen und erhabenen Herrenhauſe
unannehmbar ſein würde. Freilich, die alte Scheune, das
„Herrenhaus“. Zum Glück hat man dem Elſaß ebenfalls ein
ſolches Monſtrum beſchert, das jedes fortſchrittliche Geſetz mit
brutaler Macht verhindern kann. Und ſo wurde denn mit
145 gegen 117 Stimmen die Einführung der geheimen Stimm

bgabe bei den rheiniſchen Gemeindevertreterwahlen abge
Kehnt. Die Junker und ihre Regierung triumphieren, was
ja auch nicht anders zu erwarten war. Wer da etwa geglaubt
hätte, Bethmanns Regierung würde nach dem elſäſſiſchen
Experiment nun auch in Preußen die Wahlreform betreiben,
der kennt die preußiſche Junkermacht nicht im geringſten. Beth
mann hat erſt im Vorjahre im Dreiklaſſenhauſe erklärt, die
Demokratie verrohe die Sitten und die Kultur; das wird der
Herr zweifellos auch in Zukunft aufrecht erhalten. Er muß erſt

zwungen werden, entweder das gleiche Wahlrecht für
Preußen zuzugeſtehen oder abzutreten. Aber vorläufig hat er
moch die Macht, die ſich auf die Junker ſtützt.

Die Junker ſind nicht faul, im Gegenteil friſch und munter.
Jie Kreuzzeitung ſchreibt in dieſer Beziehung über Elſaß und
Preußen:

Das Experiment der Heranziehung einer revolutionären
Partei zur Löſung einer Verfaſſungsfrage, das von der Nord

Allg. Zeitung vergebens zu beſchönigen verſucht
wird, bleibt jedenfalls äußerſt bedauerlich. Und es wird der
uubeugſamen und konſequenten Feſtigkeit
der Regierung bedürfen, die üblen Folgen jenes Vor-

gehens abzuwehren. Dieſe Feſtigkeit wird beſonders gegen
über demernenten Anſturm der Fortſchrittler
und Sozialdemokraten auf das preußiſche
Wahlrecht ſich betätigen müſſen. Die Sozialdemokratie
fordert bereits von der Fraktion der Fortſchrittlichen Volks
partei im Abgeordnetenhauſe, daß dieſe eine Wahlrechts-

interpellation einbringen ſoll. Und die von ihr ab
i Fortſchrittler werden ſchwerlich wagen, ſich dieſer

Vorderung zu widerſetzen. Dann wird ſich für die Regierung
die beſte Gelegenheit ergeben, ihre Feſtigkeit bei der Aufrecht-
erhaltung der bewährten altpreußiſchen Traditionen zu be
weiſen.

Ber zweifelt daran, daß fie das tun wird? Die Freiſinnige
Zeitung bemerkt freilich dazu:

„Der Befehlston erinnert an die Kaferne. Aber wie denn?
Hat nicht der r König ſelbſt in ſeiner Thronrede von
der Reformbedürftigkeit des preußiſchen Wahlrechts
Jſt nicht der Miniſterpräſident, gleichgültig, ob die Fortſchritt
liche Volkspartei eine Wahlrechtsinterpellation einbringt oder
nicht, moraliſch verpflichtet, eine Reform des preußiſchen Wahl
rechts anzuſtreben? Die Konſervativen haben es ſehr eilig ge
habt, dem Reichskanzler bei ſeiner erſten kleinen Gntſchuldigung
zu Gemüte zu führen: Du darfſt nur unſer Sklave ſein, kein
treuer Diener deines Herrn. ElſaßLothringen wird dir nie
vergeben, trotz kaiſerlichem Dank. Aber deine Schuld wird in
inferen Augen auf die Hälfte zuſammenſchrumpfen, wenn du
eine preußiſche Wahlrechtsvorlage einbringſt, trotz kaiſerlichem

Verſprechen.“S ralen werden wohl lange genug warten können, bis

Herr Bethmann auf ihre Reden hört, denn zu einer Wahl
rechtsbewegung im Volke können ſich ja die Herren nicht auf
ſchwingen. Die Moral ſpielt bei der Politik der Machthaber
Feine Rolle. Nur der Druck von au &2 n kann Zugeſtänd
niſſe erringen, das iſt bekannt genug. Die Sozialdemo-
kratie kann ſich nur auf die Kraft der Maſſen verlaſſen, nicht
aber auf Verſprechungen, Erklärungen, Verheißungen uſw. der

beeeeeereE

Regierung. Was Bethmann bei der elſäſſiſchen Verfaſſung als
Recht zugeſtand, verleugnet er im ſelben Atemzuge für Preußen.
Und brächte er wirklich eine „Reform“ heraus wir wiſſen
von der letzten noch genugſam, wie ſie ausſehen wird. Aber
gerade weil das Volk das weiß, deshalb muß es mit aller
Energie den Gedanken des gleichen Wahlrechts aus-
breiten. Jm preußiſchen Dreiklaſſenhauſe ſitzt die Macht, des-
halb wird der Kampf ein ſo gewaltiger. Elſaß konnte die Re-
gierung zugeſtehen, da dort keine deutſche Machtfrage ent
ſchieden wird (und überdies das Hohenzollerntum eine neue
Poſition gewann), aber in Preußen hier muß erſt noch ge-
rungen werden.

9

Die Verhandlungen
über die geheime Stimmabgabe bei den Gemeindewahlen für
das Rheinland ſeien hier als eine kleine Probe aufs Exempel
wiedergegeben.

s 55 beſtimmt, daß die Stimmabgabe bei der Wahl der Ge-
meindevertreter durch mündliche Erklärung zu Protokoll erfolgt.

Das Zentrum beantragt, daß die Abſtimmung durch Ab-
gabe eines verdeckten Stimmzettels erfolgt; die
ar Beſtimmungen ſoll der Oberpräſident der Rheinprovinz
treffen.

Die Fortſchrittliche Volkspartei beantragt die Abſtim-
mung durch verdeckten Stimmzettel nach Maßgabe der für die
Reichstagswahl geltenden Vorſchriften.

Abg. Dr. Bell (Zentr.) begründet den Zentrumsantrag; die
Nationalliberalen ſollten das tote öffentliche Wahlrecht doch
nicht noch durch eine Kampfereinſpritzung am Leben zu erhalten
ſuchen. Bei der öffentlichen Wahl wird die Unabhängigkeit der
Wähler vielfach zur Farxe. (Sehr richtigl links.)

Abg. Hirſch Berlin (Soz.): Meine Freunde werden für
den Antrag der Volkspartei ſtimmen und in zweiter Linie für
den Antrag des Zentrums. Wem es mit der Einführung des
geheimen Wahlrechts ernſt iſt, der darf ſich hier bei der

rheiniſchen Lan tſpruch ſetzen und durch feine Abſtimmung dem Prinzip des ge
heimen Wahlrechts einen ſchweren Schlag verſetzen. Das Zen-
trum hätte nur auch früher ſo energiſch für das geheime Wahl-
recht eintreten ſollen, wie jetzt Herr Bell. (Sehr wahrl b. d.
Sogz.) Allerdings ſtehen jetzt die Reichstagswahlen vor
der Tür, und das erklärt die veränderte Haltung des Zen-
trums. Herr Bell ſagte, die Regierung müſſe hier eine Ehren-
ſchuld gegen die Rheinländer abtragen. Gewißl! Aber die
Ehrenſchuld der Regierung gegen das geſamte preußiſche Volk,
dem 1840 das Wahlrecht genommen wurde, iſt nicht minder
wichtig. Wenn übrigen ſo viele Ehrenſchulden nicht bezahlt,
ſo viele Verſprechungen von höchſter Stelle nicht eingelöſt ſind,
ſo trägt mit die Schuld das Zentrum als ausſchlaggebende Par
tei. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Auch jetzt hat das Zentrum
wieder das Dreiklaſſenwahlrecht und die Bevorrechtung der
Grundbeſitzer aufrecht erhalten. Das Zentrum braucht nur
energiſch zu wollen, dann bekommt es ſeinen Antrag durch; die
Herren brauchen hier nur zahlreich anzutreten. Die Mehrheits
parteien haben es auch in der Hand, die Wahlrechtsanträge als
Jnitiativanträge hier einzubringen und ihre Verhandlung zu
erzwingen. Möge das Zentrum dafür ſorgen, daß man nicht
außerhalb dieſes Hauſes ſagt, dem Zentrum iſt es mit ſeinen
Anträgen gar nicht ernſt. (Bravo! b. d. Soz.)

Abg. Dr. Bell (Zentr.): Gerade bei dieſer Frage hätte der
Abg. Hirſch gegen das Zentrum nichl polemiſieren brauchen, da
wir hier doch mit ihm einig ſind. Uebrigens iſt es dem Zen-
trum zu danken, daß im vorigen Jahre zum erſtenmal hier
eine Mehrheit für das geheime Wahlrecht zuſtande gekommen
iſt. (Lebhafter Widerſpruch links.)

Unterſtaatsſekretär Holtz: Jn den 50. Jahren hat man ſich
für die öffentliche Wahl bei den Gemeindewahlen entſchieden
und ebenſo im Jahre 1891. Es iſt nicht angängig, die
Frage für einen Teil der Monarchie jetzt anders zu regeln.
Auch würde die Vorlage dadurch dem anderen Hauſe
(„Herrenhaus“) gegenüber eine ſo ſchwere Belaſtung erhalten,
daß ihr Zuſtandekommen gefährdet wäre.

Abg. Hirſch Berlin (Soz.): Ob die Vorlage durch die Ein-
führung der geheimen Wahl ſo belaſtet wird, daß das andere
Haus ſie ablehnt, muß uns gleichgültig ſein. Wir müſſen
hier lediglich unſerer Ueberzeugung Ausdruck geben.
(Sehr richtigl bei den Soz.) Lehnt dann das Herrenhaus die
Vorlage ab, ſo müſſen wir dafür ſorgen, daß die Regierung
dann gezwungen wird, im nächſten Jahre eine neue Vorlage
zu bringen, in der dann hoffentlich die Frage für die ganze
Monarchie geregelt wird. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Der
Unterſtaatsſekretär meinte, die Frage kann bei dieſer Gelegen
heit nicht entſchieden werden. Die Frage iſt längſt ſpruch-
reif und es handelt ſich nur noch darum, ſie in eine geſetz-
geberiſche Form zu kleiden. Der Abg. Bell wundert ſich über
die Angriffe gegen ſeine Partei. Jch mußte aber den Gegen-
ſatz ſeiner heutigen Haltung zu der Haltung des Zentrums im
vorigen Jahre beleuchten. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Es
iſt auch irrig, wenn der Abg. Bell vom Zentrum rühmt, es habe
Breſche in das geheime Wahlrecht gelegt. Würde das Zentrum
ſeinen Wählern die Dinge ſo unterbreiten, wie ſie ſich hier ab-
geſpielt haben, ſo würden die Wähler ſich in Scharen vom Zen-
trum abwenden. (Lebhafte Zuſtimmung links, lebhafter Wider-
ſpruch im Zentrum.) Nun, meine Herren, ich ſchlage Jhnen
vor, mit Jhnen gemeinſam in Volksverſammlungen aufzu-
treten. (Sehr gutl b. d. Soz.) Dann mache ich Jhnen noch den
Vorſchlag zur Güte, namentliche Abſtimmung zu beantragen. z P Ha re es d

e ierung ohne Zuſtimmung de ongreſſes zu verordnen, ſoWir wollen den Antrag gern unterſtützen,
denn

nicht mit fich ſelbſt in Wieder

Abg. Dr. Gottſchalk (natl.): Wir ſtehen auf dem Boden
des geheimen Wahklrechts. Das haben wir im vorigen Jahre ge-
zeigt, und wir wünſchen das geheime Wahlrecht auch für die
Kommunalwahlen. Dieſe Vorlage aber verträgt
die Belaſtung mit der geheimen Wahl nicht
(Lebhafte Unruhe links und im Zentrum, Zurufe.), die geheime
Wahl würde den Tod dieſer Vorlage bedeuten und des
halb lehnen wir ſie ab.

Abg. Fleuſter (Zentr.) (Bei der großen Unruhe ſchwer
verſtändlich) polemiſiert gegen die Nationalliberalen und er
klärt, daß das Zentrum ſeinen Antrag im Wortlaut mit dem
der Volkspartei identifiziert.

Abg. Friedberg (natl.): Wenn das Zentrum einen
Jnitiativantrag auf generelle Einführung der geheimen Stimm
abgabe bei den Kommunalwahlen ſtellt, wird es uns an ſeiner
Seite finden aber ſeine taktiſchen Manöver machen wir nicht
mit. (Bravo! b. d. Natl.)

Die Debatte ſchließt.
Abg. Lin z (Zentr.) beantragt die namentliche Abſtimmung.
A. 5. Der Antrag auf Einführung der geheimen Wahl wird

mit 145 gegen 117 Stimmen abgelehnt, für ihn ſtimmen
Zentrum, Polen, Volkspartei und Sozialdemokraten, gegen ſhu
die beiden konſervativen Parteien und die Nationalliberalen

Politiſche eberſicht.
Halle a. S., den 20. Juni 1911.

Verſchärfung der Fahrkartenſtener.
Die Fahrkartenſteuer, jene plumpe Verkehrsfeſſel, die die

„Finanzreform“ von 1906 brachte, hat dem Fiskus noch keine
frohe Stunde bereitet. Nicht nur, daß die erwartete Einnahme
ausblieb, die Steuer hatte obendrein eine weſentliche Minde
rung des Verkehrs und vor allem eine ſtarke Abwanderung
ats den oberen Wagenklaſſen in die r v
Statt die Lehre daraus zu ziehen, daß eine ſolche eben
vom Uebel und darum aufzuheben ſei, wollte man dem Uebell
durch Beſteuerung auch der unterſten, der 4. Klaſſe, abhelfen.
Der Berliner Lokalanzeiger weiß zu berichten, daß dieſe Pläne
jetzt beſtimmte Geſtalt angenommen haben. Nach ſeinen Jn
formationen werde dem neugewählten Reichstage als eine der
erſten Vorlagen ein Geſetzentwurf wegen Abänderung der
Fahrkartenſteuer zugehen. Die jetzige Fahrkartenſteuer
läßt alle Fahrkarten bis zum Preiſe von 60 Pf. ſowie alle für
die 4. Wagenklaſſe frei und erhebt für die übrigen Fahrkarten
Kilometertarife mit ſteigenden Sätzen. Die preußiſche Staats
bahnverwaltung möchte an deren Stelle prozentuale Zuſchläge
zu allen Fahrkartenpreiſen etwa 36 vom Hundert
ſetzen, womit man ebenfalls ungefähr auf den jetzigen Ertrag
der Fahrkartenſteuer von rund 20 Millionen kommen würde.
Da aber hierfür ſchwerlich im künftigen Reichstag, wie er auch
zu ſammengeſetzt ſein möge, eine Mehrheit zu haben ſein würde,
ſo ſoll ſich die „Reform“ im weſentlichen darauf beſchränken,
daß man „die Steuern für die Fahrkarten 1. Klaſſe erheb-
lich herabſetzt und den dadurch entſtandenen Ausfall durch
eine entſprechende Erhöhung der Steuern für die zweite und
dritte Klaſſe, vielleicht auch durch die Einführung einer
mäßigen Steuer für die 4. Klaſſe auszugleichen
ſuchen wird“.

Entlaſtung der Reichen, Belaſtung der Armen es bleibt in
Preußen Deutſchland beim alten Kurs!

Kapital und Revolution.
Ein intereſſantes Beiſpiel für das Selbſtbewußtſein des

Großkapitals iſt das Verhalten der amerikaniſchen Börſe wäh
rend des mexikaniſchen Aufſtandes. Die Kapitaliſten der Ver
einigten Staaten haben in Mexiko etwa 800 Millionen Dollar
inveſtiert; dennoch blieben ſie vollſtändig ruhig während des
Aufſtandes, weil ſie ſicher waren, daß der Sieg der meyxila-
niſchen Revolution noch keineswegs die Befreiung Mexikos von
der Herrſchaft des Kapitals bedeute. Der Neuhorker Korre
ſpondent der Frankf. Ztg. meldet, daß die mexikaniſchen
Papiere zu kleiner Zeit während der Jnſurrektion mehr als ein
paar Prozente geſchwankt haben.

Jm Gegenſatz zu dieſer zuverſichtlichen Haltung des Kapi
tals ſtehen die kriegeriſchen Vorbereitungen der amerikaniſchen
Regierung, die auf Koſten des Volkes das amerikaniſche Kapi-
tal in Mexiko angeblich ſchützen wollte. Die Regierung hat.
mobiliſiert gegen einen Feind, der niemanden bedroht hat. Und
was die ganze Geſchichte pikanter macht, iſt die Nachricht, daß
hinter den Jnſurgenten der bekannte Standard Oil Truſt
ſtand, der die Revolution mit Geld unterſtützte. Vergegen-
wärtige man ſich nur das Bild: Der Kampf gegen den Ange
ſtellten gewiſſer Truſts, P. Diaz, wird mit Unterſtützung an
derer Truſts geführt; die Börſe kümmert ſich um all dieſe
Vorgänge ſehr wenig; allein die Regierung mobiliſiert, um
angeblich den bedrohten, von ihr ſelbſt verfolgten Truſts zur
Hilfe zu kommen. Kann man noch behaupten, daß die von
der amerikaniſchen Regierung heraufbeſchworene Kriegsgefahr
wirklich im Jntereſſe des in Mexiko inveſtierten amerikaniſchen
Kapitals war? Oder war er viel eher ein gewöhnliches Aben
teuer einer Clique, die an die Mobilmachung Hoffnungen auf
gute Geſchäftchen irgend welcher Art knüpfte? Gegen ſolche
Abenteuer iſt das einzige Mittel die Demokratiſierung der,
auswärtigen Polikik. Wäre Taft außerſtande, die Mobilkli-



rätte er nicht ſo leichtfertig gehandelt, insbeſondere wenn im
amerikaniſchen Parlament eine ſtarke Arbeiterpartei geſeſſen
wäre, die den Schleier von ſolchen Abenteuern herunterreißen
könnte. Jetzt konnte Taft mit dem Kriege ſpielen, weil er
wußte, daß er vor niemanden verantwortlich iſt.

Tintenſiſch-Taktik.
Zu der Erklärung Rießers, der Hanſabund könne aller
dings keine Stichwahlparolen gegen die Sozialdemokratie aus-
geben, werde aber auch niemals die Sozialdemokratie fördern
und unterſtützen, meint die Deutſche Tageszeitung, es handle
ſich dabei um weiter nichts, als um haltloſe Sophiſtereien. Der
Hanſabund könne für die Stichwahl genau ſo gut „Parolen“
ausgeben, wie für die Hauptwahl, und er ſei ebenſogut mora-
liſch dazu verpflichtet, wie andere Organiſationen, deren Ziel
ein Eingreifen in die Wahlbewegung ſei. Wenn der Hanſa-
bund bei der Hauptwahl einen bürgerlichen Kandidaten gegen
einen Vertreter der rechtsſtehenden Parteien unterſtübe, dabei
ſeine Anhänger „in der bisher ſchon genügend bei ihm bekann-
ten Weiſe“ gegen die Konſervativen und den Bund der Land-
wirte verheße und dann, wenn dieſer Hanſabundskandidat nicht
ſelber in die Stichwahl komme, einfach das Feld räume, dann
handle er wie der Tintenfiſch: er trübe das Waſſer und ver-
ſchwinde. Daß dieſe Tintenfiſch-Taktit aber eine offene Be-
günſtigung der Sozialdemokratie ſei, wiſſe auch der Hanſabund
ſelber ſehr gut, und er ſollte es im Jntereſſe der politiſchen
Ehrlichkeit nicht zu beſtreiten ſuchen. Er könne mit ſolchen
Verſuchen doch auch höchſtens ſolchen Leuten Sand in die Augen
ſtreuen, wie ſie auch in der Politik nicht alle würden.

Die armen Hanſabunds-Tintenfiſche.

Säuglingsſterblichkeit.
rn der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung wird der Ver-
ſuch unternommen, die ſtarke Säuglingsſterblichkeit in
Deutſchland zu beſchönigen. Es wird mitgeteilt, daß von 100
Lebendgeborenen im erſten Jahre ſterben in Deutſchland 17,8,
Oeſterreich 20,2, Ungarn 19,9, Rußland 27,2, Italien 15,6,
Spanien 17,3, Frankreich 14,3, England und Wales 12,1,
Niederlande 12,5, Belgien 13,2, Schweden 7,7. Dänemark 10,8
und Norwegen 6,7. Das offiziöſe Blatt muß ſoviel zugeben,
daß nur Oeſterreich, Ungarn und Rußland in der Säuglings-
ſterblichkeit Deutſchland übertreffen. Das iſt kein Ruhm! Die
vwielgerühmte deutſche Sozialpolitik hat die Säuglingsſterblich-
keit noch nicht einmal unter das Maß der Sterblichkeit in dem
bverlotterten Spanien herabzudrücken vermocht. Da kommt nun
aber das Regierungsblatt und führt die Häufigkeit der Ge-
Purten zur Entſchuldigung an. Wo die Frauen durch die
Häufigkeiten der Geburten ſtark belaſtet ſeien, könnten ſie der
Kinderpflege weniger Sorgfalt zuwenden, als dort, wo die
Kinderzahl an ſich gering iſt. Das iſt zweifellos richtig, aber
wenn nun im Deutſchen Reiche die Geburtenziffer erfreu-
licherweiſe eine hobe iſt, dann erwächſt daraus eben die Ver-
pflichtung, den Wöchnerinnen- und Säuglingsſchutz ganz be
ſonders auszubauen, damit die Geburtenhäufigkeit nicht durch
den grauenbhaften Saäuglingsmord wettgemacht wird.
Uebrigens wird die Geburtenziffer, die im Deutſchen Reiche
32 auf tauſend Einwohner beträgt, von Spanien mit 34,4 pro
tauſend Einwohner noch übertroffen.

Deutſches Reich.
Die Neueinteilung der Reichstagswahlkreiſe wird den

dritten Deutſchen Städtetag, der vom 10.--12. September
in Poſen tagen wird, beſchäftigen. Außer dieſer Frage wird
mnan ſich mit der Arbeitsloſenverſicherung befaſſen
und den Bericht des Vorſtandes über die Prüfung der Kredit-
verhältniſſe der deutſchen Städte entgegennehmen.

„Ausreichende“ Entſchädigung. Nach einer Meldung aus
Effen erhält der Bergmann Wilking aus Scharnhorſt, der
im Eſſener Meineidsprozeß zu drei Jahren Zuchthaus ver-
urteilt und im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochen
twurde, auf Beſchluß des Gerichtes 4000 Mark Entſchädigung.
Wilking hatte 7162 Mark gefordert. Das nennt man „Sühne“
für ein ungeheures Juſtizverbrechen an ſchuldloſen Opfern!

Der feine Ton der Staatserhaltenden. Wie in der Zeit-
ſchrift Bauernbung zu leſen iſt, eröffnete ein Agrarbündler
eine Verſammlung des Bundes in Gr.-Roſinske im Kreiſe Lyck
mit den Worten:

Jedes ſozialdemokratiſche Schwein und jedes
Mitglied des Bauernzerſplitterungsbundes, das unſere Ver-
ſammlung ſtört, werde ich hinausſchmeißen.

Die kleine Roque. Weber verb.

Novelle von Guy de Maupaſſant.
mee

Jemanden im Duell oder im Kriege, in einem Streite oder
zufällig oder aus Rache oder ſogar aus irgendeinem ausge-
ſprochenen verbrecheriſchen Beweggrunde zu töten, war ihm
immer als eine amüſante, tollköpfige Sache erſchienen und
hatte keinen tieferen Eindruck bei ihm hinterlaſſen, als der
Schuß auf einen Haſen; und doch hatte ihn der Mord an dieſem
Kinde in ſolche Erregung gebracht. Er hatte das Verbrechen
in der Tollwut eines unwiderſtehlichen Rauſches vollbracht,
hingeſchleudert in einem Orkan von Begehren, vor dem ſein
Bewußtſein in nichts verflattert war. Und er hatte in ſeinem
Herzen, in ſeinem Fleiſche, ja bis in ſeine mörderiſchen Finger
eine wilde Liebe und ein wahnſinniges Entſetzen vor dem
vergewaltigten und feige erdroſſelten Mädchen behalten. Jeden
Augenblick kehrten ſeine Gedanken zu dem furchtbaren Bilde
zurück, und obwohl er ſich bemühte, es zu verjagen, obwohl er
es mit Grauen, mit Ekel floh, fühlte er es ſich doch in ſeinem
Geiſte ſtets neu bilden, um wieder vor ihm zu erſcheinen.

Da bekam er Furcht vor den Abenden, Furcht vor dem Dunkel,
das ſich auf die Erde ſenkte. Er wußte noch nicht, warum die
Finſternis ihn ſo erſchreckte, doch fürchtete er ſie inſtinktiv,
fühlte ſie von Schrecken bevölkert. Der helle Tag macht ſich dem
Grauen nicht dienſtbar. Man ſieht die Dinge und die Weſen,
und trifft nur natürliche Dinge und Weſen, die ſich in der
Klarheit zeigen können. Jn der Nacht aber mit ihren mauer-
dicken Finſterniſſen, in der leeren, ſchwarzen, unendlichen
Nacht, in der man allerlei Schreckhaftes berühren kann, ne
es zu ſehen, ſchien ihm eine geheimnisvolle, unbekannte, Sro-
hende Gefahr verborgen zu liegen. Welch eine Gefahr?

Er erfuhr es bald. Als er ſich eines Abends, da er nicht
einſchlafen konnte, ſehr ſpät noch in ſeinen Lehnſtuhl ſetzte,
glaubte er den Vorhang an ſeinem Fenſter ſich bewegen zu
ſehen. Er blickte unruhig mit klopfendem Herzen genauer hin:
Der Stoff hing unbeweglich. Dann jedoch plötzlich ſchwankte
er von neuem wenigſtens glaubte er es. Er wagte ſich nicht
zu bewegen, wagte nicht zu atmen. Und doch war er tapfer.
Er hatte ſich oft geſchlagen und es wäre ihm ein Vergnügen
(geweſen, ein paar Einbrecher aus dem Hauſe zu jagen.

wankte er wirklich, der Vorhang? Seine Augen komten
n ja auch täuſchen. war übrigens ſo wenig, ein leiſes

des Stoffes, eine Art Zittern ſeiner Falten, kaum eine

Prügeln und Schimpfen, die Knute und das Raus-
ſchmeißen echtes Junkertum!

OeſterreichUngarn.
Blutige Wahlkämpfe.

Jn mehreren Wahlbezirken Deutſchböhmens hat der Wahl
kampf (heute, Dienstag, 20. Juni, finden die Stichwahlen
ſtatt) einen überaus leidenſchaftlichen und ſtürmiſchen Charak-
ter angenommen. Jm Aſcher Wahlbezirk, wo dem
Deutſchradikalen Edmund v. Stranſky in der Stichwahl der
ſozialdemokratiſche Redakteur Hillebrandt gegenüberſteht, ſoll
es dem B. T. zufolge zu bedenklichen Ausſchreitungen ge
kommen ſein, die ſich in der Verwüſtung von Kornfeldern, Um-
ſägen von Bäumen, Einwerfen von Fenſtern in Fabriken uſw.
geäußert haben ſoll. Auch zu blutigen Schlägereien zwiſchen
Deutſchnationalen und Sozialdemokraten ſoll es gekommen
ſein. Jn Eger wird das Militär in Bereitſchaft gehalten.

Aus Sereth (Bukowina) wird noch berichtet, daß es dort
zu einem Zuſammenſtoß zwiſchen Anhängern des nationa-
liſtiſchen Reichstagskandidaten Brunner und Anhängern
des chriſtlich- ſozialen Kandidaten Hruska gekommen
iſt. Es wurde dabei von Meſſern und Revolvern ausgiebig
Gebrauch gemacht. Zehn Perſonen wurden ſchwer und zahl
reiche leichter verletzt. Chriſtlich-ſoziale Bauern zogen durch die
Stadt und warfen bei jüdiſchen Bauern die Fenſter ein. Gen-
darmerie iſt in verſtärktem Maße eingetroffen. Militär
wird außerdem in Sereth erwartet.

Wien, 20. Juni. Jn einer Anzahl von Wahlkreiſen in
Galizien wurden geſtern die Wahlen zum öſterreichiſchen
Reichsrat vorgenommen. Jm Petroleumrevier von Dro-
hobycz kam es dabei zu einer förmlichen Schlacht zwiſchen
Militär und Bevölkerung. Die Anhänger des demokratiſchen
Abgeordneten Dr. Belicki beſchuldigten die Regie
rung, daß ſie die Wahl des Kandidaten des Polenlagers, Dr.
Löwenſtein, mit unlauteren Mitteln unterſtützt habe.
Vor dem Bürgermeiſteramt kam es zu aufgeregten Zuſammen-
rottungen, ſo daß Kavallerie zum Schutze des Bürgermeiſters
ausrückte. Sie wurde jedoch mit Steinwürfen von der Menge
empfangen. Ein Offizier und eine Menge Soldaten erhielten
Verletzungen. Hierauf rückte die Infanterie im Lauf-
ſchritt und gefälltem Bajonett gegen die Maſſe
vor. Der kommandierende Oberleutnant ließ nun feuern. Es
erfolgten hintereinander mehrere Salven. Unter Wehgeſchrei
flüchtete die Volksmenge. 18 Tote bedeckten das Feld. Die
Zahl der Schwerverletzten wird mit 37 angegeben, unter
denen wohl die meiſten zioniſtiſche Arbeiter der Petroleum
gruben ſind. Es ſoll ſich auch ein durchreiſender Kaufmann
aus Paris darunter befinden. Nach den Salven wurde der
Platz militäriſch beſetzt gehalten.

Das ſind die ſchändlichen Mittel, mit denen die öſterreichiſche
Regierung ihr genehme Wahlen macht!

Rußland.
Die Reinigung des Augiasſtalles eingeſtellt!

Die Senatoren Garin und Neidhardt waren ſeit Jahr
und Tag mit der „Reviſion“ des ruſſiſchen Militär, Polizei
und Verwaltungsweſens betraut. Daß die Schwierigkeiten,
die ſich ihnen dabei in den Weg ſtellten, nicht gering waren,
weiß jeder, der nur eine kleine Ahnung von der ruſſiſchen
Schandwirtſchaft hat. Jmmerhin haben ſie noch ganz an
ſehnliche Berge von Schmutz und Unrat aus der Kloake ange-
häuft und auch gegen eine Reihe der ſchlimmſten Betrüger und
Gauner Anklage erhoben. Dabei iſt es denn auch geblieben,
und ſoweit einer von den großen Spitzbuben wirklich zu einer
geringen Strafe verurteilt wurde, hat ihn Väterchen hinter-
her begnadigt! Wollte man die Korruption im ruſſiſchen Ver
waltungsweſen wirklich ausrotten und alle Schuldigen be-
ſtrafen, ſo müßte man ſämtliche Beamten ins Gefängnis ſtecken,
denn ſie ſind alle mehr oder weniger korrumpiert. War die
„Reviſion“ der Senatoren ſo von vornherein nicht viel mehr
als eine Komödie, ſo ſcheinen die Herren ihre Aufgabe doch noch
zu ernſt genommen und zu tief in den Sumpf geſtochert zu
haben. Die Regierung hat die Naſe von dem Duft ſo voll, daß
ſie jetzt angeordnet hat, weitere „Reviſionen“ einzuſtellen. Der
Voſſiſchen Ztg. wird hierzu aus Petersburg geſchrieben,
daß der Senator Neidhardt auch nur gegen ſehr wenig ſchul-
dige Staatsbeamte das Strafverfahren eingeleitet, in den
meiſten Fällen ſich aber auf Mitteilungen an die Vorgeſetzten
der Schuldigen beſchränkt habe, die keine beſonderen
Folgen hatten. Gerüchten zufolge beabſichtigt die Regie
rung, auch andere in Gang befindliche SenatorenReviſioneneinzuſtellen, da ſie es nicht für zweckmäßig hält, die

Wellenbewegung, wie ſie wohl der Wind hervorruft. Renardet
blieb mit ſtarren Augen und vorgeſtrecktem Halſe ſitzen.
Plötzlich jedoch ſchämte er ſich ſeiner Angſt, ſprang auf, machte
ein paar Schritte, ergriff den Fenſtervorhang mit beiden
Händen und zog ihn weit auseinander. Er ſah erſt nichts
als die ſchwarzen Fenſterſcheiben, ſchwarz wie große glän-
zende Tintenflecke. Denn die undurchdringliche tiefe acht
breitete ſich hinter ihnen bis fern an den Horizont hin aus.
Er blieb einen Augenblick vor dieſer unbegrenzten Dunkel-
heit ſtehen doch plötzlich bemerkte er ein Licht, ein fernes
Licht, das näher kam. Er drückte ſein Geſicht an die Scheibe,
in dem Glauben, daß irgend jemand unerlaubterweiſe in
die Brindille Krebſe fange, denn es war weit über Mitter-
nacht und das Licht kroch am Rande des Waldes am Waſſer
entlang. Da er noch nicht unterſcheiden konnte, was es
eigentlich war, legte er die Hände über die Augen, und plötz
lich wurde das Licht eine große Helle, und er ſah die kleine
Roque nackt und blutend auf dem Mooſe liegen.

Von einem Krampf des Entſetzens geſchüttelt, taumelte
er zurück, ſtieß an ſeinen Stuhl und fiel auf den Rücken.
Er blieb einige Augenblicke wie zerſchmettert liegen dann
ſetzte er ſich und begann nachzudenken. Er hatte eine Hallu-
cination gehabt, das war alles; eine Hallucination hervor-
gerufen durch irgend einen Landſtreicher, der mit ſeiner La-
terne am Waſſer dahinging. Was war übrigens Erſtaun-
liches daran, daß ihm die Erinnerung an ſeinen Mord einmal
das Bild der Toten vor Augen erſcheinen ließ

Er ſtand auf, trank ein Glas Waſſer und ſetzte ſich wieder
nieder. Er dachte „Was ſoll ich tun, wenn das ſo
weiter geht?“ Und das würde ſo weiter gehen, das fühlte er,
das war ſicher. Schon lenkte das Fenſter wieder ſeine Blicke
auf ſich, bannte ihn, zog ihn an. Um es nicht mehr zu
ſehen, drehte er ſeinen Stuhl herum, nahm ein Buch und
verſuchte zu leſen. Doch kam es ihm vor, als rege ſich etwas
Dnter feinem Rücken, und der Schreck ließ ihn auf einem
Bein des Stuhles herumfahren. Der Vorbang bewegte ſich
noch immer; gewiß, diesmal hatte er ſich ganz beſtimmt be-
wegt; er konnte nicht mehr daran zweifeln und er ſtürzte vor
und ergriff ihn mit ſo wilder Hand, daß er ſamt der Gar
dinenſtange zu Boden fiel. Dann preßte er gierig das Ge
ſicht gegen die Scheibe. Er ſah nichts! Draußen war alles
ſchwarz Und er atmete auf, wie ein Mann, dem das Leben
gerettet iſt.

Er ſetzte ſich auf ſeinen Stuhl doch 735 2 eich
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Zahl der unter Anklage geſtellten Staatsbeamten noch zu ver
größern.

Der Ausgang der „großen Aktion“ iſt echt ruſſiſch und zu
gleich das Eingeſtändnis, daß die Zarenregierung weder den
Willen noch die Kraft hat, den geſellſchaftlichen Fäulnis und
Zerſetzungsprozeß aufzuhalten. Erſt die ſoziale Revolution
des Proletariats wird hier ganze Arbeit machen!

Bulgarien.
Die Wahlen.

Sofiag, 19. Juni. Die Regierung hat in den geſtrigen
Wahlen einen großen Erfolg davongetragen. Auf die Oppo
ſition ſollen von 426 Mandate nicht mehr als 30 entfallen ſein.
Eine vollſtändige Niederlage erlitten die Demokraten, Stam-
bulowiſten und Slawiſten, die nicht einen einzigen ihrer Führer
und geweſenen Miniſter durchgebracht haben. Auch der Bauern-
bund hat Einbuße erlitten. Mehr Erfolg hatten, wie die Frank-
furter Zeitung meldet, die radikalen Demokraten ſowie die
Sozialiſten. Einzelheiten über das Wahlergebnis liegen
noch nicht vor.

Aus ſpäteren ausführlicheren Meldungen geht hervor, daß
die Sozialdemokratie bemerkenswerte Erfolge zu ver-
zeichnen hat. Jn die Große Sobranje wurden gewählt: 355
Vertreter der Regierungspartei, 42 Agrarier, 6 Sozialiſten,
5 Liberale, 4 Radikale, 4 Stambulowiſten und 2 Demokraten.
Acht Wahlreſultate ſind noch nicht endgültig bekannt; wahr-
ſcheinlich ſind auch hier Mitglieder der Regierungspartei ge
wählt worden.

Cürkei.
Noch immer keine Ruhe in Albanien?

Mit dem „Frieden“ ſcheint es in Albanien eine höchſt zweifel
hafte Sache zu ſein. Von der türkiſchmontenegriniſchen
Grenze werden wieder neue Gefechte zwiſchen türkiſchen
Truppen und aufſtändiſchen Albaneſen gemeldet, und auch der
Waffenſchmuggel nach Albanien wird noch eifrig weiter
betrieben. Namentlich iſt es Jtalien, das den Albaneſen un
geniert Waffen und Munition zuführt. Die türkiſche Regie
rung iſt davon verſtändigt worden, daß in der letzten Zeit eine
Menge Gewehre und Munition durch italieniſche Schiffe an
der albaniſchen Küſte gelandet und gleich weiter ins Jnland
expediert wurden. Der Kriegsminiſter hat die verantwort-
lichen Aufſichtsperſonen beſtraft und der Marineminiſter hat
zur Bekämpfung des Waffenſchmuggels zwei Torpedoboote in
die albaniſchen Gewäſſer entſandt.

Jn Skutari wurden zwei türkiſche Offiziere ver-
haftet, weil ſie mit aufſtändiſchen Albaneſen in Verbindung
ſtanden und ihnen behilflich waren, aus Rom, Brüſſel und
London von den dortigen Albaneſenkomitees ankommende Ge
wehre und Munition in Albanien einzuſchmuggeln.

Marokko.
Der ſpaniſch- franzöſiſche Jntereſſenſtreit.

Paris, 18. Juni. Von mehreren der franzöſiſchen Regie
rung naheſtehenden Blättern wird erklärt, daß die Mitteilungen
der ſpaniſchen Regierung über die Vorgänge in Marokko als
unzureichend angeſehen werden, da dieſe keinerlei An
deutung über den Zeitpunkt der Räumung von Larraſch und
Elkſar enthalten und daß deshalb in den Verhandlungen ein
vollkommener Stillſtand eingetreten ſei. Ein Pariſer Blatt
läßt ſich aus Madrid melden, man hege dort die Beſorgnis,
daß Frankreich die ſpaniſchmarokkaniſche Aktion mit Zoll-
repreſſalien beantworten und die bisherige ſtrenge Ueber
wachung der ſpaniſchen Anarchiſten und Karliſten an der
Grenze einſtellen könne, was für den inneren Frieden Spaniens
ſehr gefährlich wäre. Die Spanier entfalten in der Gegend
von Melilla eine eifrige Tätigkeit, um ihre Beſatzungszone zu
erweitern. Sie benutzen den Umſtand, daß die Marokkaner
gegenwärtig mit der Ernte beſchäftigt ſind, um nach dem Oſten
zu in der Richtung auf den Mulujafluß und weſtlich in der
Richtung auf den Kertfluß Vorſtöße zu unternehmen. Dabei
hatten ſie bereits mehrere Scharmützel mit Rifleuten zu be
ſtehen. Auf beiden Seiten gab es Tote und Verwundete.

Aus der Partei.
Der „unſittliche“ Zola.

Unſer Bochumer Parteiblatt hatte im Feuilleton den
Roman Emile Zolas Die Arbeit abgedruckt. Jn dieſem
Roman wird u. a. auch in meiſterhafter Weiſe geſchildert, wie
ein Arbeiter nach der Nachtſchicht die in das Maſchinenhaus
kommende Frau des Direktors vergewaltigt, ohne daß die Frau
die Vergewaltigung als ſolche empfindet und darunter leidet.
Jn dem Abdruck dieſer Stelle ſoll die Verbreitung unzüchtiger

ein furchtbares ſchwarzes Loch auf die dunkle Landſchafi
hinaus. Um der gefährlichen Verſuchung aus dem Wege zu
gehen, zog er ſich aus, löſchte das Licht, und legte ſich zum
Schlafen nieder.

Unbeweglich auf dem Rücken ausgeſtreckt, mit heißem, feuch-
tem Leibe, wartete er auf den Schlummer. Plötzlich drang
ein helles Licht durch ſeine geſchloſſenen Lider. Er riß ſie auf,
weil er glaubte, ſeine Wohnung ſtehe in Flammen. Aber alles
war ſchwarz, und er ſtützte ſich auf ſeinen Ellbogen, um zu
ſehen, ob er das Fenſter, das ihn an ſich zog, nicht erblicken
könne. Nach angeſtrengtem Blinzeln glaubte er ein paar
Sterne zu entdecken. Er erhob ſich, tappte ſich durch das Zim-
mer, bis er mit den Händen an die Scheiben ſtieß und lehnte
ſeine Stirn gegen dieſelben. Weit hinten unter den Bäumen
leuchtete der Körper des Mädchens wie Phosphor und erhellte
die Dunkelheit um ſich herum!

Renardet ſtieß einen Schrei aus und floh ins Bett zurück,
wo er ſich bis zum Morgen unter die Kiſſen verkauerte.

Von dieſer Stunde an wurde ihm ſein Leben unerträglich.
Er brachte die Tage im Entſetzen vor der Nacht zu; denn
jede Nacht mußte er die Erſcheinung wiederſehen. Wenn er
in ſein Zimmer kam, verſuchte er ſtets dagegen anzukämpfen.
Doch vergeblich. Eine unwiderſtehliche Gewalt ſtieß ihn an
das Fenſter, als ſolle er das Phantom herbeirufen: und er ſah
es dann auch ſofort. Anfangs lag die Tote immer an dem
Orte des Verbrechens, mit den auseinandergebreiteten Glie-
dern, ſo wie man ſie gefunden. Dann ſtand ſie auf, kam mit
kleinen, g. vorſichtigen Schritten, ſo wie ſie damals
aus dem Waſſer geſtiegen, auf ihn zu. Sie kam ganz ſacht
und gerade über den Raſen und die verwelkten Beete, dann
erhob ſie ſich in die Luft, kam auf das Fenſter zu, kam auf
ihn zu, ſo wie ſie am Tage des Verbrechens ſich ihm ge-
nähert. Und der Mann wich vor der Erſcheinung zurück,
wich bis an ſein Bett zurück und ſank auf dasſelbe nieder,
in dem ſicheren Bewußtſein, daß das Kind nun eingetreten,
daß es hinter dem Vorhang ſtehe, der ſich gleich bewegen
mußte. Und bis zum hellen Tag ſtarrte er dieſen Vorhang an,
mit ſtarren Blicken und der Furcht, ſein Opfer jeden Augenblick
aus demſelben heraustreten zu ſehen. Doch zeigte ſie ſich nicht
mehr, ſie blieb da, hinter dem Stoffe, über den zuweilen nur
ein Zittern lief. Und Renardet krallte die Finger in ſeine
Bettdecke. wie er ſie um den Hals der kleinen Roque gekrallt
hatte. Er hörte die Stunden ſchlagen. Er hörte durch die
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Schriften liegen. Der verantwortliche Redakteur des Bochumer
Volksblattes wurde deshalb am von der Bochumer
Strafkammer zu 120 Mark Geldſtrafe verurteilt. Der
Staatsanwalt hatte 150 Mark beantragt, obwohl er ſelbſt Zola
als einen bedeutenden Schriftſteller anerkannte. Auch der Vor
ißende ſprach ſich in dieſem Sinne au?. Die Oeffennlichkeit

ar während der Verhandlung wegen „Gefährdung der Sitt
ichkeit“ ausgeſchloſſen, nur die Vertreter der Preſſe wurden

zugelaſſen. Jm Anſchluß an dieſe Sache wurde der Angeklagte
moch zu 10 Mark Geldſtrafe verusteilt, weil er ſeinerzeit die an
khn gerichteten Mitteilungen des Staatsanwalts, daß gegen
ihn wegen des Abdrucks des Romans eine Anzeige eingegangen
i im Volksblatt veröffentlicht hatte. Jn dieſer Veröffent-

ichung wurde ein Vergehen gegen den S 17 der Strafprozeß-
ordnung erblickt. Natürlich wird gegen beide Urteile Reviſion
eingelegt werden.

Das Opfer einer Fälſchung
war die Volkszeitung in Zittau geworden. An die
derr war eine Poſtkarte mit der Unterſchrift eines Fabrik

irektors gerichtet worden, auf der die Redaktion und die Ar
beiterbewegung verhöhnt wurden. Durch die Veröffentlichung
der Karte, die ſich dann als eine Fälſchung erwies, fühlte ſich
der Direktor beleidigt. Das Schöffengericht in Zittau ver
urteilte den Genoſſen Scehnettler als Verantwortlichen zu
75 Mark Geldſtrafe.

Die Konferenz der Kaliarbeiter.
Hildesheim, den 18. Juli 1911.

Unter zahlreicher Beteiligung aus allen Kalirevieren
Deutſchlands, mit Ausnahme von ElſaßLothringen, fand am
Sonntag im Gewerkſchaftshaus in Hildesheim die zweite
vom Bergarbeiterverband einberufene Konferenz der in der
(Kaltinduſtrie beſchäftigten Arbeiter ſtatt. Jm ganzen waren
(66 Delegierte anweſend. Zunächſt hielt Reichstagsabgeordneter
Genoſſe Hue ein großzügiges Referat über das neue Kali-
geſetz und ſeine Wirkung auf die Arbeiter. Ein-
leitend wies der Redner auf die Monopolſtellung der deutſchen
Kaliinduſtrie hin, die ſich deshalb außerordentlich entwickelte.
Der großartigen äußeren Entwicklung entſpreche aber nicht die
jinnere Entwicklung. Die Syndikatsbildung ſeit dem Ende der
80er Jahre habe kein beſſeres Reſultat ergeben auch unter der
Herrſchaft des Syndikats krankte die Kaliinduſtrie an der über-
mäßigen Gründung neuer Schätze. Vom Jahre 1880 bis zum
Mai 1910 iſt die Zahl der Kaliſchächte von 8 auf 55 geſtiegen.
Der Abſatzwert, bemeſſen auf den fertigen Schacht, betrug im
Jahre 1880 2,4 Millionen Mark, im Jahre 1909 aber nur noch
1,6 Millionen Mark; der Abſatz ſank alſo trotz der geſtiegenen
Ergiebigkeit der Werke, die nur 25 bis 30 Prozent ihrer
Leiſtungsfähigkeit ausnutzen konnten. Trotzdem ging die
Gründertätigkeit weiter, gehörten doch bereits 1909 58 Werke
ſdem Syndikat an, 26 waren im Bau und an 212 Stellen be-
ſabſichtigte man neue Schächte zu gründen. Als dann im Juni1909 der Syndikatsvertrag ablief, machten namhafte Werke
nicht mehr mit und ſchloſſen mit den amerikaniſchen Truſts
Lieferungsverträge, wonach drei Viertel des amerikaniſchen
Bedarfs von dieſen Werken gedeckt werden ſollten. Dadurch ge
rieten die anderen Werke, darunter die fiskaliſchen, in Schwieigtetten, denn der beſte Markt ging ihnen damit verloren.

Jetzt kam das Kaligeſetz, das eine geſetzliche Kontrolle der
Kaliinduſtrie brachte. Das Geſetz iſt ſeinem Jnhalte nach eineNachbildung des alten Syndikats. Ferner iſt eine Preisnor-

ſmierung für das Jnland vorgenommen worden, die zunächſt
bis zum 31. Dezember 1913 gilt, dann aber alle fünf Jahre
revidiert werden ſoll unter Mitwirkung des Reichstages. Jm
Kaligeſetz wurden auch auf unſere Forderung hin für das Jn-
land Höchſtp reiſe feſtgeſetzt. Um der Ueberproduktion
einigermaßen entgegenzuarbeiten wird weiter beſtimmt, daßPeue Werke nur erſt nach ſechs Jahren die volle Abſatzquote be-

kommen.

Bei dieſer Art des Verſuchs, in eine Jnduſtrie regelnd ein-
zugreifen, indem man den Abſatz regelt, iſt das freie Spiel
der Kräfte außer Geltung gebracht. Die Allgemeinheit kon-
trolliert durch die Staatsregierung und Geſetzgebung die Jn
duſtrie. Das iſt ein prinzipiell wichtiges Zugeſtändnis an dieſſogialiſtiſche Wirtſchaftslehre.

Zuſammenfaſſend führte Genoſſe Hue aus, daß das Geſetz
(die Gründerwirtſchaft, das Uebel der Kaliinduſtrie, nicht ver
hindert hat; die Kriſe in dieſer Jnduſtrie hält deshalb an. Die
Urſache dieſer Erſcheinung iſt in der außerordentlich
hohen Verzinſung des in der Kaliinduſtrie an-
gelegten Kapitals zu ſuchen; ſind doch Renten von 40
bis 60 Prozent die Regel. Und je höher die Rente in der Kali-
induſtrie, deſto mehr Kapital fließt ihr zu.
Dann wandte ſich der Redner der Schilderung der Ar-
vweiter verhältniſſe zu; es war ein düſteres Bild der
Not und des Elends, das der Redner entwarf. Die Arbeiter
müſſen ſich die ſchäbigſte Behandlung gefallen laſſen. Auch die
Löhne ſind außerordentlich niedrig und ſtehen in keinem Ver
hältnis zu den Rieſenprofiten der Unternehmer.
Jrn 19 Jahren ſei der Durchſchnittslohn der Kaliarbeiter nur
um ganze 53 Pfennige geſtiegen; in einigen Bezirken, ſo z. B.
lin den Oberbergamtsbezirken Halle und Clausthal, ſei
der Lohn ſogar in den letzten Jahren gefallen. Es ſei ein
Skandal, daß in dieſer Jnduſtrie Löhne unter drei Mark ge
zahlt würden.

Die Arbeits zeit betrage unter Tage pro Schicht 8 bis 9
Stunden, über Tage dagegen 12 Stunden Ein Krebs-
ſchaden ſei das Ueberſtundenweſen. Es ſeien ihm Fälle
mitgeteilt worden, wo Arbeiter bis zu 40 Schichten im Monat
verfahren hatten. Auch die übrigen Arbeitsverhältniſſe ließen
viel zu wünſchen übrig. Das Gedinge werde in der Regel
ſelbſtherrlich von den Werlsleitungen feſtgeſetzt.

Der Redner erörterte dann die Bedeutung des Geſetzes für
die Arbeiter. Es müſſe feſtgeſtellt werden, daß der Entwurf
der Regierung keine einzige Beſtimmung zum Schutze der Ar
beiter enthalten habe. Allein die ſozialdemokratiſchen Vertreter
hätten ſolche Anträge zum Schutze der Arbeiter geſtellt. Zwar
habe auch das Zentrum einen Antrag eingebracht, der die Ge-
winnbeteiligung der Kaliarbeiter forderte; aber bei der Ab-
ſtimmung über dieſen Antrag ſtimmten ſo viel Zentrumsleute
gegen ihren Antrag, daß er zu Fall kam.

Ein bedeutender Vorteil ſei in das Geſetz hineingebracht wor-
den durch den von den Sozialdemokraten beantragten

s 10, der den Arbeitern und Beamten, falls ein Kaliwerks-
beſitzer ſeinen Abſatz auf andere Werke überträgt, den ent
ſtehenden Einnahmeausfall bis zur Dauer von 26 Wochen er
ſetzt. Auch andere Verbeſſerungsanträge, die den Schutz der
Arbeiter bezwecken, ſeien von den bürgerlichen Parteien abge
lehnt worden, aber trotzdem habe die Sozialdemokratie für das
Geſetz geſtimmt, weil es wenigſtens keine Verſchlechterung
brachte. Jndeſſen, die notwendige Beruhigung habe das Geſetz
immer noch nicht gebracht, und die Arbeiter forderten daher
eine entſprechende Umgeſtaltung.

Nach eingehender Debatte wurde folgende Reſolution
angenommen:

Die am 18. Juni in Hildesheim tagende zweite Dele-
gierten- Konferenz der deutſchen Kaliarbeiter erklärt:

Eine geſetzliche Regelung der Kaliinduſtrie-Ver-
hältniſſe iſt mit Rückſicht auf die zutage getretene Gründer-
wirtſchaft durchaus geboten. Das Reichsgeſetz über den Ab-
ſatz von Kaliſalzen vom 25. Mai 1910 erfüllt leider den an-
gegebenen Zweck, den Raubbau an den außerordentlichen
wertvollen nationalen Schatz von Kaliſalzen zu verhindern,
nur in ſehr unzulänglicher Weiſe. Die Geſetzgebung muß
daher ſo ſchnell wie möglich der beiſpiellos unwirtſchaftlichen
Ueberproduktion von Förderanlagen einen erheblich ſtärkeren
Riegel vorſchieben, überhaupt dafür Sorge tragen, daß die
Hebung unſerer nationalen Vodenſchätze in erſter Linie zum
allgemeinen Nutzen, nicht zu privatkapitaliſtiſchen Speku-
lationen geſchieht. Die auf die Arbeiterverhältniſſe Bezug
nehmenden Beſtimmungen des Geſetzes vom 25. Mai 18910
haben ſich in der Praxis als durchaus un zulänglich er-
wieſen. Bei aller Anerkennung des guten Willens des Ge
ſetzgebers muß doch feſtgeſtellt werden, daß die unbeſtimmte
Faſſung der betreffenden Paragraphen Umgehungen ermög
licht, ſoweit nicht ihre direkte Außerachtlaſſung zu kon
ſtatieren iſt. Sowohl in. der matexiellen Lage der Kali-
arbeiter als auch hinfichtlich der Achtung ihrer ſtaatsbürger-
lichen Rechte ſeitens der Werksverwaltungen iſt nicht die
Wendung zur Beſſerung eingetreten, die bei der Schaffung
des Reichskaligeſetzes erwartet wurde und auf die die Ar-
beiterſchaft mit Rückſicht auf den Wert ihrer Leiſtungen be-
rechtigten Anſpruch hat.

Die Konferenz fordert daher die Reichsregierung auf, bei
der Materialienſammlung für die vom Reichstag beſchloſſene
Denkſchrift über die Verhältniſſe in der Kaliinduſtrie auch
von der Arbeiterſchaft vorgeſchlagene Sachverſtändige zu ver-

nehmen und ihr Gutachten bei der dringend notwendigen
Reviſion des Geſetzes vom 25. Mai 1910 zu verwerten. Min-
deſtens erwartet die Konferenz die geſetzliche Vorſchrift des
Zweiſchachtſyſtems für alle Bundesſtaaten und die geſetzliche
Begrenzung der Schichtzeit auf höchſtens acht Stunden, vor
Arbeitsorten mit mehr als 28 Grad Wärme auf höchſtens
ſechs Stunden.
An die Arbeiter in der Kaliinduſtrie richtet die Konfe-
renz die kameradſchaftliche Aufforderung, dem Beiſpiel der
Werksbefitzer zu folgen und ſich insgeſammt zu organi-
ſieren. Sind die Belegſchaftsmitglieder bis auf den letz-
ten Mann dem Verband der Bergarbeiter
Deutſchlands angeſchloſſen, dann erſt wird die Kali-
arbeiterſchaft zu ihrem Rechte kommen.

Hierauf ſchloß Genoſſe Sachſe die Konferenz.

Gewerkſchaftiſiches.
Zum Konflikt der Berliner Buchdruckmaſchinenmeiſter.

Eine große Verſammlung des Druckerperſonals dert drei
Firmen Scherl, Moſſe und Ullſtein fand am Sonntag
mittag in der Neuen Welt ſtatt. Der Gaubvorſitzende Ma ſ-
ſini beſprach in längeren Ausführungen die Situation; er
beantragte, daß die ausſtändigen Maſchinenmeiſter die Arbeit
wieder aufnehmen ſollten. Nach lebhafter Debatte wurde der
Beſchluß gefaßt, daß am Montag früh eine aus drei Mit-
gliedern beſtehende Kommiſſion der Maſchinenmeiſter mit der
Firma Scherl wegen Wiedereinſtellung der Maſchinenmeiſter
verhandeln ſoll. Die Buchdruckereihilfsarbeiter entſenden eben-
falls eine dreigliedrige Kommiſſion zu den Verhandlungen
Am Mittwoch werden ſich die Buchdrucker in einer Mitglieder-
verſammlung mit dem Stand der Angelegenheit befaſſen.

Der Verein deutſcher Zeitungsverleger ſprach
ſich am Sonntag in einer Vorſtandsſitzung lobend über die
Solidarität der Berliner Zeitungsverleger aus. Jn einer ge
faßten Reſolution heißt es zum Schluß: „Der Verein deutſcher
Zeitungsverleger erwartet von der Leitung der Gehilfenorga-
niſation, daß ſie dafür Gewähr leiſtet, daß die eintreffenden
Aushilfskräfte ihre Arbeit ausüben können.“

Eine am Montag früh in Berlin zuſammengetretene Gau-
leiter- Konferenz des Buchdruckerei-Hilfs-
arbeiter verbandes beſchäftigte ſich gleichfalls mit dem
Konflikt und legte ihre Meinung in folgender Reſolution
nieder:

„Die am 19. Juni 1911 tagende Konferenz der Gauleiter des
Verbandes der Buch- und Steindruckerei- Hilfsarbeiter und -Ar-
beiterinnen Deutſchlands verurteilt auf das entſchiedenſte das
unbeſonnene Verhalten der Hilfsarbeiter in dem zurzeit be-
ſtehenden Zeitungskonflikt, welches die Vertrags- und Tarif-
ſicherheit unſeres Verbandes in Frage ſtellt.

Die Konferenz verurteilt dieſes diſziplinwidrige Verhalten
um ſo mehr, als die Buchdruckerorganiſation gar nicht ge-
wünſcht hat, daß unſere Kollegenſchaft in dieſer Angelegenheit,
die reine Buchdruckerſache war, ſich ſolidariſch erklärt.

Die Konferenz fordert aufs neue und mit allem Ernſt, daß
bei allen ſtrittigen Berufs- und Tarifangelegenheiten einzig
und allein dem begründeten Entſcheid der in Betracht kommen-
den Tarifinſtanzen und des Verbandsvorſtandes Folge zu
leiſten iſt, widrigenfalls die Zuwiderhandelnden ihres Unter-
ſtützungs- und Mitgliederrechtes verluſtig gehen.“

t

Beilegung der Differenzen.
Nach Meldung eines bürgerlichen Depeſchenbureaus hat der

Konflikt am Montag ſeine Erledigung gefunden. Der Aus-
ſchuß der Gehilfenſchaft iſt an die Verwaltung des Berliner
Lokalanzeigers mit dem Erſuchen herangetreten die Arbeit
dann wieder aufzunehmen, wenn alle ausſtändigen und auch
die beiden entlaſſenen Maſchinenmeiſter wieder eingeſtellt wer-
den. Jnfolge dieſes Erſuchens berief der Lokalanzeiger die
vereinigten Firmen zuſammen und beſchloß mit ihnen, daß
über die letzteren zwei Maſchinenmeiſter gar nicht geredet wer-

den ſolle. Weiter wurde beſchloſſen, nan den Fe
hilfen die beding ung s loſe Wiederaufnahme der Arbeit
zu verlangen, wogegen ſich der Verlag bereit erklärte, 8 0. von
den Maſchinenmeiſtern wieder ein zuſtellen. Abends 5 Uhr
fand eine gemeinſame Sitzung mit den Vertretern der Ge
hilfenſchaft ſtatt. Die Vertreter der Arbeiter erſuchten, daß die
ſieben Maſchinenmeiſter, die von den 37 nicht wieder eingeſtellt
werden ſollten, freiwillig ſich zum Rücktritt melden ſollten.
Einer der anweſenden Maſchinenmeiſter, der das Flugblatt
gegen die Firma Scherl veröffentlicht hat, erklärte daraufhin,
daß er freiwillig zurücktrete. Bezüglich der anderen ſechs kam
man überein, daß drei Gehilfen freiwillig zurücktreten könn-
ten, die anderen drei aber vom Verlage bezeichnet werden ſoll-
ten. Von der Forderung, daß die tarifbrüchigen Gehilfen eine
Sühne von 10000 Mark zahlen ſollten, ſah der Verlag auf
Bitten des Zentralvorſtandes der Gehilfenſchaft ab, welcher er
klärte, daß er die Haftung für die tarif mäßige Be
ſtraf ung der 37 ausſtändigen Maſchinenmeiſter gegenüber
dem Verlage übernehme.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Eine Ausſperrung droht der Leipziger Metallinduſtrie

Jn den Leipziger Metallgießereien ſind die Arbeiter ausſtändig.
Der Stand des Streiks iſt ſehr günſtig, 14 Betriebe haben be-
reits den Tarif anerkannt. Der Leipziger Metallinduſtriellen-
Verband hat beſchloſſen, zur Unterſtützung der bedrängten
Gießereifirmen nach 14 Tagen 30 Prozent und nach weiteren
14 Tagen abermals 30 Prozent der Metallarbeiter auszu-
ſperren. Die Ausſperrung ſoll weiter fortgeſetzt werden, bis
We i der Gießereiarbeiter durch die Unternehmer abge
wehrt iſt.

Das Koalitionsrecht der Verg arbeiter will die
Leitung des Kalibergwerks Günthershall in Göllingen bei
Frankenhauſen in Thüringen vernichten. Das Werk beſchäftigt
in ſeinen geſamten Anlagen etwa 330 Arbeiter. Der größte
Teil dieſer Arbeiter hat ſich im Bergarbeiter-Verband organi-
ſiert. Beſondere Fortſchritte machte der Verband in den letzten
Monaten. Das war der Verwaltung nicht recht, und es wurden
deshalb in letzter Zeit wiederholt Arbeiter gekündigt, die
ſich bei der Agitation hervortaten. Am 16. Juni wurde 219 Ar-
beitern, die ohne Erlaubnis der Direktion an einer Berg-
arbeiterverſammlung, die ſich mit den Entlaſſungen beſchäftigte,
teilgenommen hatten, gekündigt. Die Gekündigten hielten
am Sonntag erneut eine Verſammlung ab und beſchloſſen, der
Organiſation treu zu bleiben und die Bergbehörde zur Ver-
mittlung anzurufen.

Da die Werksleitung ſchon damit gedroht hat, fremde Arbeiter
heranzuziehen, ſo iſt auf Fernhalten des Zuzuges be-
ſonders zu achten. Etwaige Anfragen ſind an Auguſt Balke
in Nordhauſen, Kaſſelerſtraße Nr. 14a, zu richten.

Aufgehobenes BoykottUrteil.
Der Zweigverein Berlin des Verbandes der Friſeurgehilfen

Deutſchlands wehrt ſich gegen Tarifbruch der mit ihm im Ver-
tragsverbältnis ſtehenden Geſchäftsinhaber durch Verhängung
der Vetriebsſperre für ſeine Mitglieder. Jm Vor-
wärts werden dieſe Sperren unter der Aufſchrift „Achtung,
Friſeurgehilfen! Für Mitglieder geſperrt“, bekannt gegeben.

Als geſperrt wurde in dieſer Weiſe im Juni, Oktober und
November 1809 auch das Geſchäft eines Herrn Steinbock, zu
letzt in Charlottenburg, veröffentlicht. Dies veranlaßte den
Herrn, gegen den Zweigverein Klage auf Zahlung von 509 Mk.
Schadenerſatz wegen Bohykottſchädigung zu erheben. Der
Zweigverein wurde durch Urteil der ſechſten Zivilkammer des
Landgerichts I Berlin dem Grunde nach verurteilt. Zur
Begründung des Urteils wurde geſagt:

Ter Beklagte habe durch die Sperrnotizen in einer gegen
die guten Sitten verſtoßenden Weiſe dem Kläger vorſätzlich
Schaden zugefügt. Der enge Zuſammenſchluß der organi-
ſierten Arbeiterſchaft und deren allgemein bekannte Diſzi-
plin gegenüber den Anweiſungen im Parteiorgan ließen
nicht den geringſten Zweifel darüber beſtehen, daß die Be
kanntmachung und der dadurch herbeigeführte Boykott die
wirtſchaftliche Exiſtenz des Klägers völlig zu vernichten ge-
eignet ſei. Der Beklagte ſei aber auch, wenn man bösliche
Abſicht als nicht vorliegend erachte, erſatzpflichtig. Die Folgen
der Bekanntmachung, die eine Aufforderung zum Bohkott
enthalte, mußte der Beklagte vorausſehen. Eine derartige
Aufforderung ſei eine rechtswidrige und verpflichte zum
Schadenerſatz.

Das Kammergericht, 9. Zivilſenat, bat das land-
gerichtliche Urteil am 16. Juni abgeändert und die Klage

abgewieſen. dAllerlei.
Der deutſche Rundflug.

Die Etappe Hamburg Kiel des deutſchen Rundfluges
wurde Montag noch von König abſolviert, der 7.30 Uhr abends
mit Paſſagier Leutnant Koch von Hamburg abfuhr und
8.45 Uhr auf dem Kieler Sportplatz glatt landete. Der Flieger
Lange, der 7.45 Uhr in Hamburg mit Paſſagier ſtartete, kam
bei Biemöhlen in Gewitterböen und mußte eine Notlandung

Dabei beſchädigte er das Fahrgeſtell ſeines Ein-
deckers.

Unwetter.
Bei einem ſchweren, mit Hagelſchlag niedergehenden Ge-

witter fuhr der Blitz in das Anweſen des Bürgermeiſters Lech-
ner in Löſchberg in Oberbayern, riß das Dach zum Teil zu-
ſammen und fuhr dann durch die Küche ins Wohnzimmer, wo
der Bürgermeiſter mit ſeinem Sohn und Schwiegerſohn vom
Blitz getroffen wurde. Zwei der Männer wurden an
den Beinen gelähmt, beim dritten fing die Kleidung Feuer, ſo
daß der Mann ſchwere Brandwunden erlitt.

Jn der Umgebung Wiens richten fortgeſetzt ſchwere Ge-
witter große Verheerungen an. Zahlreiche Bauernhöfe ſind
durch Blitzſchlag in Brand geſteckt worden. Die Saaten,
die Obſtkulturen, ſowie die Weinberge haben ſtark gelitten.

Bregenz, 20. Juni. Der Wetterſturz in den Bergen
hält noch an. Am Schrockenpaß liegt viel Neuſchnee. Eine
Frau wurde erfroren aufgefunden.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales, Provinzielles
T Verſammlungsberichte Wilhelm Koenen, ſämtlich in
dalle.



renovierten Saale ausgefbrt.

Die unerrofohbarenWinter Symians.
Letzxto 2 Tagedie jetzigen riianten Schlager.

Ah Donnerstag wieder dota? gouer Spielplan

„Volksparh“
Mittwoch den 21. Juni abends 8 Uhr:

Gr. Garten-Konzert
ausgeführt vom

Buchdrucker Orchester Verein.
Bei ungünstiger Witterung wird das Konzert im grocen

w-

Metallarbeſter
Verwaltungsstells Halle a. S.

Donnerstag den 22. Juni abends S Uhr
im großen Saale des „Volkspark“

MitgliederBerſammlung.
Tagesordnung: 1. Bericht von der

10. GeneralVerſammlung in Mannheim.
2. per über die Volkspark-Angelegen-
heit. 5. Verbands Angelegenheiten.dere Jn Anbetracht der wichtigen Tagesordnung iſt

es notwendig, daß die Mitglieder Mann für Mann erſcheinen.

Ohne Mitgliedsbuch kein Einlaß!
Die Verbanädslettung.

r

Halester Kohleubot Halle a. S

Walter rTrolle
Kontor u. Lager: Delitzscherstr. S1 Tel. 1439

empfehlt ich zur Lieferung von

Briketts, Grudekoks, Nass-
preßsteinen, Plättkohle,

c

westfälisch. Schmiedekohle,
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Als Sperzialität:

2 Hercdkohlon für Hotels er

Kömmern.
Meiner werten Kundſchaft die ergebene Mitteilung, daß ſich
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Verband der Kronkerlgſſen in eztrl der Landes

Verſicherungsanftalt sachen Anhalt.

Aſchersleben, den 19. Juni 1911.
G. Jm Anſchluß an den gedruckt vorliegenden Geſchäfts

bericht gab Genoſſe Brandes noch einige Erlänterungen.
Zunächſt iſt zu bemerken, daß die Mitgliederbewegung wiederum
zugenommen hat, daß die Errichtung weiterer Walderholungsſtätten
vorgenommen reſp. in Ausſicht ſtehe, z. B. in Erfurt, Mühl-
hauſen und Naumburg Redner erſucht die Kaſſen, ihre
Statuten und Nachträge den zuſtändigen Arbeiterſekretariaten
zu überſenden, damit bei der Auskunftserteilung unnütze An
fragen uſw. vermieden würden. Was die Pflege der Statiſtik
anbetreffe, ſo ſeien hier erfreuliche Fortſchritte zu verzeichnen,
hoffentlich werde dieſelbe in Zukunft noch mehr ausgebaut. Leider
haben diesmal 11 Kaſſen die Fragebogen nicht eingeſandt, dies
dürfe nicht wieder vorkommen. Nach Jnkrafttreten der Reichs
verſicherungsordnung wird ſich die Zentrale weiter mit der
Statiſtik, namentlich mit einheitlichen Satzungen (Statuten) zu
befaſſen haben. Den Kaſſen wird in dieſer Beziehung rechtzeitig
das Erforderliche zugehen.

Jm Anſchluß hieran ſetzte eine recht lebhafte Diskuſſion ein,
an welcher ſich die Delegierten Böttcher Zerbſt, Winkel-
Benshauſen, MetznerDeſſau, Wichmann-Stendal, Hoff
mann Zeitz Möſſinger-Magdeburg, Hellvoigt-Halberſtadt,
GriebelMühlhauſen, Thier- Halle a. S. und Brandes-
Magdeburg (im Schlußwort) beteiligten. Von beſonderem Intereſſe
war dabei u. a., daß in Zerbſt die Ortskrankenkaſſe nicht allein
zur Einkommen-, ſondern auch zur Vermögensſteuer heran
gezogen worden iſt, dagegen ſchwebt jetzt der Einſpruch der Kaſſe
beim Anhaltiſchen Staats miniſterium. Geklagt wurde mehrfach,
daß der Errichtung von Walderholungsſtätten ſogar Schwierig-
keiten von Behörden uſw., z. B. in Mühlhauſen, bereitet würden.
Auch ſcheine die LandesVerſicherungsanſtalt Sachſen- Anhalt ihre
Ausgaben bei Bewilligungen von Zuſchüſſen zu künſtlichen Ge
biſſen einzuſchränken.

Die Stellung der Krankenkaſſen nach Annahme der Reichs
verſicherungsordnung wurde in einem ausführlichen Referate vom
Genoſſen Kleeis- Halle a. S. behandelt. Redner warf zunächſt
die Frage auf, was nun eigentlich nach jahrelangen Kämpfen
erreicht worden ſei und betonte ausdrücklich, daß ſpeziell die
Krankenverſicherung keine nennenswerten Vorteile, ſondern erheb
liche Nachteile zu verzeichnen habe. Dann ließ der Referent die
einzelnen Kapitel Revue paſſieren, dabei, wo angängig, die nötigen
Erläuterungen gebend. Was die Leiſtungen anbetrifft, ſo hat uns
die Vorlage an Erhöhungen der Mindeſtleiſtungen eigentlich gar

gebracht, dafür aber, wie bisher, die Mehrleiſtungen in das
Beheben der Kafſen geſtellt. Wenn die Erhöhung der Wöchnerinnen-

tützung zu erwähnen ſei, ſo darf aber auch die noch in der
itten Lefung beſchloſſene Reduzierung derſelben für die Mit-

glieder der Landkrankenkaſſen nicht verſchwiegen werden. Zweifel-
haft wird es bleiben, ob nach der ſpäteren Zuſammenſetzung des
Vorſtandes überhaupt noch Mehrleiſtungen eingeführt werden
bekanntlich hat die Wahl des Vorſitzenden Einſchränkungen er
fahren wenn man immer damit rechnen muß, einen Beamten
als Vorſttzenden zu erhalten. Leider haben wir eine einheitliche
Kaſſenform nicht erhalten. Während nun noch für beſondere
Ortskrankenkaſſen die neben der Allgemeinen Ortskaſſe beſtehen
bleiben oder errichtet werden können Mindeſtmitgliederzahlen
vorgeſchrieben ſind, desgleichen für Betriebskrankenkaſſen, gilt für
die ſogen. Jnnungskrankenkaſſen dieſe Vorſchrift nicht. Solche
Zwergkaſſen können alſo zugelaſſen werden, ſelbſt wenn ſie nur
ein Dutzend Mitglieder haben. Genoſſe Kleeis erläuterte nun die
Rechte und Pflichten der Mitglieder des Vorſtandes und Aus
ſchuſſes in der Krankenverſicherung, ſpeziell in den einzelnen
Kaſſenarten. Dann wurde das Verhältnis zu den Angeſtellten
und Beamten geſtreift und dabei auf die vorgeſehene Dienſt-
e eingegangen. Weiter fand unſere Stellungnahme zu den
Aerzten, Krankenhäuſern und Apotheken Erwähnung und überall
die durch die Reichsverſicherung geſchaffene neue Rechtslage kritiſch
beleuchtet. Nachdem dann noch die beſonderen Vorſchriften für
die einzelnen Berufszweige durchgegangen wurden, befaßte ſich
der Referent zum Schluß noch ausführlich mit den Uebergangs-
beſtimmungen. Dieſe ſehen auch noch entſprechende Vorſchriften
bezüglich der Dienſtordnung, namentlich über die Beſoldung der
Angeſtellten, deren Kündigung, Entlaſſung uſw. vor. Für die
Rechtſprechung ſind zwar einheitliche Jnſtanzen geſchaffen, jedoch
von der Reviſion in letzter Jnſtanz eine Anzahl Streitfälle aus
geſchloſſen. Trotz aller Mängel müſſen wir wie bisher weiter
arbeiten und ſuchen, auch aus dem neuen Geſetz das für die
Verſicherten Günſtige herauszuholen und die Reichsverſicherung
ſo dem Geiſte und Sinne derſelben anpaſſen. Nur dadurch kann
die Krankenverſicherung das werden, was wohl auch der Geſetz-
geber gewollt hat, eine Wohltat für die Verſicherten. (Lebhafter
Beifall).

Da eine Diskuſſion nicht ſtattfand, machte Genoſſe Brandes
auf den dieſer Tage im Verlage der Magdeburger Volksſtimme
erſcheinenden gemeinverſtändlichen Führer durch die Reichs-
verſicherungsordnung aufmerkſam, dabei bemerkend, daß
in demſelben der Genoſſe Kleeis in ausführlicher Weiſe das
Kapitel Krankenverſicherung bearbeitet habe. Die Genoſſen
Möſſinger haben die Unfallverſicherung, Güldenberg
die Jnvaliden- und Hinterbliebenenverſicherung und
Undeutſch die Gemeinſamen Vorſchriften, die Bezie-
hungen der Verſicherungsträger zueinander und das
Spruchverfahren bearbeitet. Die 96 Seiten ſtarke Broſchüre
koſtet nur 30 Pfg. und ſei den Krankenkaſſen beſonders zur An-
ſchaffung zu empfehlen.

Der nächſte Referent, Apotheker Skaller-Berlin, behandelte
das Thema: Apotheken und Krankenkaſſen. Redner ging zunächſt
auf den vor einigen Jahren veröffentlichten Entwurf eines Reichs
Apothekengeſetzes ein und ſchilderte dann in ausführlicher Weiſe,
welche Bewandtnis es mit den für Errichtung einer Apotheke in
Betracht kommenden Beſtimmungen über die Realkonzeſſion, die
Perſonalkonzeſſion und den ſog. Privilegien habe. Die Kranken-
kaſſen ſind hierbei inſofern ſehr ſtark intereſſiert, als ſie die ent
ſprechenden Heilmittel vielfach teurer wie das übrige Publikum
bezahlen müſſen. Die Einführung der Krankenverſicherung habe
den Apotheken nur Vorteile gebracht, bei der weiteren Ausdehnung
derſelben kommen die Apotheker noch mehr auf ihre Rechnung.
Aufgabe der Krankenkaſſen müſſe es nun ſein, noch vor Jnkraft
treten der Reichsverſicherungsordnung entſprechende Verträge über
Liefernng, Gewährung von Rabatt uſw. mit den Apotheken abzu
ſchließen. Geſchehe dies nicht bald, ſo kommen auch hier nach

Jnkrafttreten des neuen Geſetzes wieder für die Kaſſen ungünſtige,
für die Apotheker jedoch vorteilhaftere Beſtimmungen in Betracht.
Dann ſollen die Kaſſen aber auch in Erwägung ziehen, alles das,
was für den Handverkauf freigegeben, ſich ſelbſt auf Lager zu halten.
Die Frage des Arzneibezuges muß alſo unverzüglich geprüft und
verſucht werden, auch hier eine Regelung zum Vorteil der Kaſſen
und zum Wohle der Verſicherten zu finden (Beifall).

Nachdem wurde der Arztkonflikt in Halle a. S. von dem Gen.
Adler und Rendant Thier in ſeiner Entſtehung, Verlauf und
jetzigen Stadium im Anſchluß an die Darlegungen im gedruckten
Geſchäftsbericht ausführlich geſchildert, dabei das Vorgehen der
Behörden und die Machinationen des Leipziger Verbandes ins
rechte Licht rückend. Beide Redner hoben ausdrücklich hervor, daß
der Kampf mit den Aerzten ausgefochten werden müſſe, auch wenn
das Verwaltungsſtreitverfahren noch ſo lange Zeit in Anſpruch
nehme. Der Kampf in Halle a. S. ſei gewiſſermaßen ein Kampf
bis aufs Meſſer! Da angeſehene Juriſten, z. B. Amtsgerichtsrat
Hahn- Berlin und Rechtsanwalt Dr. Meyer-Frankenthal, beides
Autoritäten in Sachen der Krankenverſicherung, den Vertrag des
Magiſtrats für ungültig erklärt haben, ſo berechtige dies zu den
beſten Hoffnungen. Allerdings ſei in Merſeburg (Bezirksausſchuß)
nichts zu erwarten, die Entſcheidung werde alſo in Derlin vor
dem Oberverwaltungsgericht fallen. Zum Schluß wurde noch
hervorgehoben, daß der Magiſtrat inzwiſchen ſchon 13 Paragraphen
ſeines Vertrages geändert habe und daß der Leipziger Verband
nach einer vertraulichen Mitteilung gar nicht in der Lage ſei, den
Halleſchen Aerzten den verſprochenen Prozentſatz an Honorarausfall
zu zahlen.

Als letzter Referent behandelte der Rendant Müller der kauf-
männiſchen Ortskrankenkaſſe zu Magdeburg den Pnnkt Praktiſche
Verwaltungsfrägen. Referent erörterte dabei eine große Anzahl
von Rechtsfragen, dabei immer die nötigen Erläuterungen gebend.
Jm Anſchluß daran wurde auch die Arztfrage behandelt und
vom Redner betont, daß die freie Arztwahl vom Standpunkt
der Verſicherten wohl die ideellſte Forderung ſei. Die Beſtimmung
des Arztſyſtems muß aber Sache der Kaſſe und ihrer Mitglieder
ſein. Wenn die hohen Ausgaben der Kaſſen mitunter in den
Vordergrund gerückt würden, dann müſſe aber auch zugegeben
werden, daß nicht allein die Ausgaben für die Aerzte geſtiegen,
ſondern die Erhöhungen der Ausgaben auch vielfach durch Ge
währung von Mehrleiſtungen bedingt ſeien. Jn Sachen
Halle a. S. müſſe die Stellungnahme des Leipziger Verbandes
verurteilt werden. Damit muß gerechnet werden, daß die Aerzte
nach Jnkrafttreten der Reichsverſicherungsordnung noch weitere
Forderungen zu ſtellen.

An der ausgedehnten Diskuſſion, bei der in ausführlicher Weiſe
der Halleſche Aerzteſtreit Erwähnung fand, beteiligten ſich die
Delegierten Hellvoigt-Halberſtadt, Möſſinger-Magdeburg,
Löſch- Halle a. S., Roſenbruch- Tangermünde, Metzner-
Deſſau, Junghans-Weißenfels, Adler- Halle a. S., Henze-
Nordhauſen, Pram me-Halberſtadt, Thier- und Schirmer-
Halle a. S. ſowie der Vorſitzende Brandes.

Bei der Wahl des Verſtandes wurde der Vorort wiederum
nach Magdeburg verlegt und Gen. Brandes als Vorſitzender
gewählt, ebenſo erfolgte deſſen Delegation nach Dresden zur
Generalverſammlung des Ortskrankenkaſſen- Verbandes Deutſch
lands. Die Jahresrechnung ſoll von der Kaufmänniſchen Kaſſe
zu Magdeburg geprüft werden.

Als Ort der nächſten Generalverſammlung wurde Nord
hauſen gewählt. Dann erfolgte nach einem kurzen, anfeuernden
Schlußwort des Vorſitzenden, trotz der Verſchlechterung der Reichs
verſicherungsordnung mit aller Energie alles das herauszuholen,
was für die Verſicherten von Vorteil ſei, gegen 1 Uhr mittags
Schluß der anregend verlaufenen Generalverſammlung.

Halle und Saalkreis.
Halbe a. S., den 20. Juni 1911.

Aus dem Stadtparlament.

Arbeiterbedrückung und Keglerunterſtützung.
Die ausgeſperrten Steinſetzer ſind bekanntlich von den

Stadtverordneten ſchmählich hintergangen worden, indem man
ihre ſchon im Ausſchuß beſprochene Petition im Plenum nicht
zur Verhandlung ſtellte, weil eine Unterſchrift unter ihr fehlte.
Die Ausgeſperrten haben nun unter Erfüllung der gewünſchten
Form eine neue Petition eingereicht, die auch die neueſten Akte
der ſtädtiſchen Behörden gebührend behandelt. Jn der

Petition der ausgeſperrten Steinſetzer Halles
heißt es:

Seit dem 13. März ds. Js. ſind die Steinſetzer von Halle
durch ihre Arbeitgeber ausgeſperrt. Von den 107 in Betracht
kommenden Steinſetzern ſind 94 verheiratet, die insgeſamt
178 Kinder zu ernähren haben.

Die Ausſperrung erfolgte, weil die Steinſetzer eine Lohn-
forderung geſtellt, wonach für die nächſten drei Jahre eine
Lohnerhöhung von 5 Pfennig zu den jetzigen Stundenlöhnen
eintreten ſollte; dann aber auch, weil wir Steinſetzer nicht
eine Anzahl von Verſchlechterungen unſerer Arbeitsbedin-
gungen, die uns von den Steinſetzmeiſtern vorgelegt, an-
nehmen wollten. Unter anderem wurden von uns verlangt,
wir ſollten Arbeitsgerät, welches bisher von ſeiten der
Unternehmer geſtellt, künftig ſelbſt liefern (Schippe).
Fernerhin ſollte der Transport des eigenen Handwerkszeugs
von einer Bauſtelle zur anderen auf Koſten der Stein-
ſetzer geſchehen ferner ſollte bei den ſehr häufig vorkom-
menden Ueberlandarbeiten eine Regelung in der Entlohnung
eintreten, die auf eine Herabſetzung der bisherigen
üblichen Entſchädigung hinauslief.

Endlich wollten die Unternehmer eine Reduzierung der im
Steinſetzergewerbe ſeit jeher üblich geweſenen Ruhepauſen,
der ſogenannten „Fünfzehnpauſen“ vornehmen. Die Be-
ſeitigung reſp. Beſchneidung dieſer Pauſen würde bei der
beſonderen Kraſtanwendung und der eigentümlichen Arbeits-
weiſe der Steinſeter und Rammer, eine unbedingte Schädi-
gung Zes GHGeſundheitszuſtandes dieſer Perſonen herbei-
führe Die ſtädtiſche Straßenbauverwaltung
nimmt nun in dieſem uns aufgezwungenen Kampf auch noch
Partei für die Unternehmer, indem ſie die längſt
fälligen und bereits ausgeſchriebenen Pflaſterarbeiten
nicht ausführen läßt und weitere Arbeiten auch nicht
ausſchreibt.

Am 13. d. M. hat das ſtädtiſche Waſſerwerk zirka 50 Ar
beiter entlaſſen, weil ihm die Arbeitskräfte zur Aus-
führung der Pflaſterarbeiten fehlen.

Würden die fälligen und notwendigen Pflaſterarbeiten
ausgeſchrieben, ſo würden ſich leiſtungsfähige Reflektanten ingenügender Menge finden.

Durch das Verhalten oes Stabtbauamts wird aber zu
unſerem größten Nachteil und zum Schaden der Stadt,
das ungerechte Vorgehen der Unternehmer geſtärkt. Wir
bitten deshalb die geehrte Stadtverordneten-Verſammlung,
auf das ſtädtiſche Tiefbauamt dahin einzuwirken, daß das-
ſelbe ſich neutral verhält und die fälligen Pflaſterarbeiten
ausſchreibt, ſowie die ſofortige Jnangriffnahme der bereits
vergebenen Arbeiten fordert.

Zu dieſer Bitte fühlen wir uns um ſo berechtigter, als
bereits mehrere Anträge unſererſeits, eine Einigung mit den
Unternehmern herbeizuführen, von dieſen abgelehnt ſind. Ja,
ſogar das Einigungsamt des Halleſchen Ge-
werbegerichts, welches wir behufs einer Verſtändigung
mit den Unternehmern angerufen, iſt von denſelben abge-
lehnt worden.

Ergebenſt
Die ausgeſperrten Steinſetzer von Halle a. S.

J. A. Reinh. Krähnert.
Gegen den Wunſch des Stadtv. Höſchele, der die Petition

dem Bauausſchuß überweiſen wollte, wurde die Petition
wie ſchon die früheren dem Petitionsausſchuß zur Be

ratung übergeben: Zu der in dieſer Eingabe geſchilderten
Handlungsweiſe ſtädtiſcher Behörden ſteht in ſchreiendſtem
Gegenſatz die Liebe, mit der die ſtädtiſchen Körperſchaften die
Kegelbrüder auch jetzt noch, behandeln will, nachdem die Ent-
täuſchung über den Klimbim allgemein iſt.

Bei der Beſchlußfaſſung über die Richtigkeit des Protokolls
der letzten Sitzung erklärte nämlich Genoſſe Thiele zu dieſer
Angelegenheit: Nach dem Wortlaut des Protokolls der letzten
Sitzung wurden 500 Mark für einen Ehrenpreis zum
Gaukegeln bewilligt. Die 500 Mark ſeien nun aber, wie er
erfahren habe, nicht für einen Ehrenpreis ausgegeben,
ſondern für allerlei ſchon gemachte Aufwendungen verausgabt
worden. Die Kegler hätten ſchon fünf Preiſe à 100 Mark vor-
her feſtgelegt gehabt, und nun die 500 Mark der Stadtgemeinde
nicht mehr für einen Ehrenpreis, ſondern zur Bezahlung der
allgemeinen Unkoſten verwendet. Wenn das ſich beſtätige, ſo.
ſei die Bedingung, unter der die 500 Mark bewilligt wurden,
nicht erfüllt, und die Bewilligung ſei dann hinfällig. Ueber
dies habe ſich herausgeſtellt, daß von den den Stadtverordneten
angekündigten 1000 Keglern kaum der dritte Teil hier war
(Zuruf: Sehr richtig l), ſo daß alſo der Verſammlung völlig
irreführende Mitteilung gemacht worden iſt.

Der Vorſteher Föhring meinte, daß man den Keglern
doch keine genauen Vorſchriften über die Verwendung des
Geldes machen kann. Von einer Nichtigkeit der Bewilligung
könne keine Rede ſein, auch nicht, wenn das Geld nicht für
einen Ehrenpreis verwandt ſei, denn das ſei keine bindende
Bedingung geweſen.

Genoſſe Thiele erklärte, nach dieſen Ausführungen des Vor
ſtehers werde er für die nächſte Sitzung einen Antrag in der
Angelegenheit vorbereiten.

Nach dieſen für den bürgerlichen Geiſt bezeichnenden Zu-
ſammenſtoß war noch ein anderer, etwas verſteckterer, recht be
merkenswert. Der Magiſtrat will von den drei Delegierten,
die Halle zum deutſchen Städtetag zu delegieren hat, zwei für
ſich in Anſpruch nehmen und nur einen der Stadtverordneten
verſammlung, der er das nach all ihren ſchwächlichen Katz
buckeleien wohl bieten zu können glaubt, überlaſſen.

Stadtv. Gieſee proteſtierte aber geſtern, als über die Wahl
dieſes einen Stadtverordnetendelegierten verhandelt wurde,
gegen dieſe Mandatsverteilung. Er verlangte mit Recht für die
Stadtverordneten zwei Mandate.

Herrn Föhring, dem Magiſtratsfreund, war anſcheinend
eine Unterhaltung über dieſe verfängliche Sache unangenehm.
Er ſchlug vor, die Angelegenheit bis zur letzten Sitzung vor den
Ferien, die am 3. Juli ſtattfinden ſoll, zu vertagen. Bis
dahin würde man vielleicht geeignete Perſönlichkeiten gefunden
und ſich auch mit dem Magiſtrat verſtändigt haben. Mit der
Annahme dieſes Vorſchlages war der Konflikt raſch wieder ver
kleiſtert. Aber am 3. Juli muß es ſich zeigen, ob die würdigen
Stadtväter wieder vor dem Magiſtrat, dem ſie ein Recht nach
dem andern gedankenlos geopfert haben, ſchlapp zuſammen
geklappt ſind.

Der Ortsverband der Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine ver
langte einen Zuſchuß für Delegierung von Arbeitern zum Be
ſuch der Hygienegausſtellung. Jn ähnlichen Fällen ſind ſchon
Zuſchüſſe bezahlt worden. Die Sache kommt in 14 Tagen wieder
zur Beratung. Die Sitzung beſchloß dann noch gegen die
Stimmen unſerer Genoſſen den Verkauf ſtädtiſchen Geländes
in der Viktoriaſtraße als Bauland. Von den Grundſtücken
Merſeburgerſtraße 162-164 und Ecke der Königſtraße wurde Ge-
lände als Straßenland aufgekauft zum Preiſe von 20 Mk. für
den Quadratmeter. Die Feſtſetzung eines Bebauungsplanes
ſüdlich der Bahnhofſtraße, die Aenderung des ſüdweſtlichen Be-
bauungsplanes und die Fluchtlinienänderung für das durch die
Kröllwitzer-, Dölaguer- und Weißenburgſtraße umgrenzte Stadt-
gebiet wurden nach den Referaten des Stadtv. Emmer ge-
nehmigt.

Jn der geſchloſſenen Sitzung wurde der Ver-
waltungſekretär Schwalbe von dem Amtie als Armenpfleger
und ſtellveriretender Bezirksvorſteher entbunden und dafür als
Armenpfleger der Magiſtratsbureauagſſiſtent Hermann Stein,
Lauchſtädterſtr. 6, und als Stellvertreter des Bezirksvorſtehers
der Prokuriſt Bruno Schlömilch, Barbaraſtraße 10, ge-
wählt. Gegen die Anſtellung des Dr. phil. Walter Stöwe-
ſand als Aſſiſtent des Statiſtiſchen Amts und Alfred Döh-
ler als Bureaugehilfe wurden aus der Verſammlung Beden-
ken nicht geltend gemacht.

Konſumentenmoral, Käunferbund und Konſurmbvereine.
Jn Halle beſteht eine Ortsgruppe des in der Entwicklung be-

griffenen bürgerlichen Käuferbundes, der in Berlin ſo weit ge
wachſen iſt, daß er dort weiße Liſten ſolcher Geſchäftsleute, die
ihre Angeſtellten und Arbeiter anfſändig behandeln und bezahlen,
als Empfehlungsliſten herausgeben kann. Die Orisgruppe Halle
ſchickt uns nun wiederum eine für die Beſtrehungen des Bundes
intereſſante Bekanntmachung zu, die ſich an das ferienreiſenmachende
Publikum richtet. Es heißt darin u. a.: Wer eine Reiſe macht,
um in ſchöner Natur Heilung oder auch nur Erfriſchung und Ruhe
zu ſuchen, der denke bei ſeinen Vorbereitungen auch einmal an
die große Schar derer, die trotz ſchwerer Arbeit jahrein jahraus
ſich einen ſolchen Genuß nicht verſchaffen können, die hinter dem
Ladentiſch all die verlockenden Dinge Kleidungsſtücke, Reiſekoffer,
Sportausrüſtungen verkaufen und nie in die Lage kommen, ſie ſelbſt zu
Henntzen. Und der Käufer verſuche wenigſtens durch rechtzeitiges
Bedenken all ſeiner Wünſche, durch frühzeitiges Beſtelken, durch
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rechtzeitigen Einkauf, durch pünktliches Bezahlen gelieferter Sachen
eine unnötige Hetziagd zu vermeiden, ein trauriges Darben der
Menſchen zu verhindern, die für ihn gearbeitet haben, die in einer
heißen kleinen Stadtwohnung ihr ohnehin kleines Budget herunter-
ſchrauben müſſen, weil gedankenloſe Menſchen in die Sommer-
friſche reiſten, ohne ihre Schuld zu bezahlen! Aber unſere
Wünſche gehen noch weiter! Auch in der Reiſezeit, auch in der
Sommerfriſche in Bädern und Kurplätzen vergeſſe man ſeine
Nebenmenſchen nicht. Auch an dieſen Plätzen wohnen und arbeiten
Menſchen, die ein Ruhebedürfnis haben. Auch in Badeplätzen
ſollte man nicht nach 8 Uhr abends einkaufen, auch wenn
die Läden bis 10 und 11 Uhr geöffnet ſind. Man hat ja den
ganzen Tag nichts anderes zu tun! Man ſollte es ſich
auch in der Reiſezeit zur Pflicht machen, die Sonntasgruhe
einzuhalten. Es iſt eine kleine nicht nennenswerte Mühe für
jeden Einzelnen und kann nicht beachtet zur Plage von
vielen Tauſenden werden. Darum mache ſich jeder unſer Motto
zu eigen und handle danach, gleichviel ob er in der Heimat oder
in der Fremde iſt: Wer ledt muß kaufen, wer kauft hat Macht
und Macht verpflichtet!

Dieſe Wünſche ſind gewiß recht gute. Nur wird leider das
bürgerliche Publikum in ſeiner gedankenloſen Nachläſſigkeit ſie
nicht befolgen. Und deshalb muß man der Konſumgenoſſen-
ſchaftlichen Rundſchau recht geben, die über Käuferbund und
„Käufermoral in ihrer letzten Nummer ſchrieb: „Angeregt durch
die amerikaniſche Konfumentenliga, die eine Warenherſtellung und
.Warenvertrieb unter Beobachtung der nötigen hygieniſchen Vor
ſchriften zu angemeſſenen Löhnen und bei gerechter Behandlung
anſtrebt und für dieſes Ziel lebhafte Propaganda entfaltet, hat
ſich auch in Deutſchland vor vier Jahren ein „Käuferbund“
gebildet, der zurzeit etwa 50000 Mitglieder zählen ſoll und deſſen
Leiterin Frau v. Bethmann Hollweg iſt. Dieſer Bund
verfolgt den Zweck, „beim kanfenden Publikum das Gefühl für
die Bedingungen zu wecken, unter denen die Handelsangeſtellten
und Arbeiter arbeiten, und auf die Arbeitgeber einzuwirken, um
Verbeſſerungen im Arbeits verhältniſſe der Handelsangeſtellten und
Arbeiter zu erzielen“. Der Bund geht von der Anſicht aus, daß

beſonders die Frauen, die als Konſumenten eine ſolch große
Macht bilden, mit ein wenig Nachdenken die einſchneidendſte
Reform auf dem Gebiete der Konſumentenmoral herbeizuführen
vermögen“. Das trifft unzweifelhaft zu. Leider haben die
praktiſchen Erfolge dieſes Bundes bisher nicht gezeigt, daß
er irgendeinen nennenswerten Einfluß auszuüben vermag. Das
iſt den genoſſenſchaftlichen Konſumentenorganiſationen in weit
höherem Maße gelungen. Auf dem Gebiet der Sonntagsruhe,
des früheren Ladenſchluſſes, der angemeſſenen Entlohnung und
vielem andren mehr ſind ſie bahnbrechend und vorbildlich vor-
gegangen ſchon zu einer Zeit, als die Geſetzgebung ſich noch nicht
zu einem feſten Entſchluß aufraffen konnte. Jn ihrer Eigen-
produktion werden alle denkbaren hygieniſchen Vorſichts maßregeln
angewandt. Und durch die Abmachungen zwiſchen Zentralver-
band der Konſumvereine und Generalkommiſſion der Gewerk-
ſchaften bezüglich der Heim- und Zuchthausarbeit uſw. iſt bewieſen,
daß auch auf dieſem Gebiete die Genoſſenſchaften den Geboten
einer einwandfreien Konſumentenmoral Geltung verſchaffen und
und es nicht beim guten Willen bewenden laſſen. Sie haben all
das praktiſche verwirklicht, was die unter dem Vorſitze von Frau
v. Bethmann Hollweg vereinigten Käuferbündler erſtreben, ver
dienen alſo rückhaltloſe Förderung aller derer, denen es um die
Hebung der Konſumentenmoral ernſt iſt. Hoffentlich vergißt der
preußiſche Miniſterpräſident v. Bethmann Hollweg das nicht,
wenn mittelſtändleriſche Selbſtſucht von der Regierung Be-
läſtigungen der Konſumvereine verlangt. Denn jede Schädigung
der Konſumvereine hindert die Hebung der Konſumentenmoral,
die Frau v. Bethmann Hollweg mit Recht als erſtrebenswert
anſieht, gar ſehr.“

Der Kampf mit der Polizei vor dem Oberverwaltungsgericht.
Am Freitag fand vor dem Oberverwaltungsgericht in Char-

lottenburg der Prozeß des Bevollmächtigten des Deutſchen
Metallarbeiterverbandes, Verwaltungsſtelle Halle
an der Sagel, gegen den Oberpräſidenten der Provinz Sachſen
ſtatt. Bekanntlich hatte die Polizeiverwaltung zu Halle a. S.
zwei Mitglieder- Verſammlungen der genannten
Organiſation am 3. und 5. Oktober vorigen Jahres überwachen
laſſen. Dieſe Verſammlungen ſollten ſich mit der von dem
Metallinduſtriellen-Verband damals angedrohten Ausſperrung
von 400 000 Metallarbeitern beſchäftigen und Beſchlüſſe faſſen,
um dieſen gegen die Organiſation zu führenden Schlag zu
parieren. Die gegen die Ueberwachung inſtanzengemäß ein-
gelegte Beſchwerde wurde auch vom Oberpräſidenten der Pro-
vinz Sachſen als unbegründet zurückgewieſen, ſo daß die hieſige
Verwaltung des Metallarbeiterverbandes gezwungen war, die
Klage beim Oberverwaltungsgericht anhängig zu machen. Die
Verteidigung hatte Rechtsanwalt Genoſſe Wolfgang Heine-
Berlin übernommen. Nach mehrſtündiger Verhandlung und
Beratung kam das Gericht zur Vertagung des Prozeſſes,
um weitere Beweiserhebungen vorzunehmen. Wir
werden ſpäter ausführlich über dieſen Prozeß berichten.

Das Orcheſterkonzert im Volkspark am Mittwoch abend, den
21. Juni, wird vom Buchdrucker-Orcheſter- Verein Halle
ausgeführt. Das hübſch zuſammengeſtellte Programm bringt leichte,
gefällige Muſik und enthält neben der Ouvertüre zur Oper Der
Kalif von Bagdad von Boieldieu auch einige Straußſche
„Walzer. Den Beſuchern des r hoffentlich ſind es ihrer
recht viele! ſteht alſo in jeder Beziehung ein angenehmer Abend
bevor. Bei ungünſtigem Wetter findet das Konzert im Saale ſtatt.

Ein öffentlicher Ankläger als Angeklagter. Unter dieſer
Spitzmarke machte ein Notiz die Runde durch die Preſſe, wonach

ein Amtsanwalt, der jetzige Majoratsherr v. Egydy, ſich des
„Meineides und der Unterſchlagung ſchuldig gemacht haben ſoll.
Es handelt ſich um eine Gerichtsverhandlung gegen einen Kaſtellan
wegen Amtsvergehen. Die Verhandlung wurde vertagt, um Er-
mittelungen anzuſtellen, Jn der erneuten Verhandlung am
17. Juni vor der Stolper Strafkammer ſtellte ſich heraus, daß es
ſich üm haltloſe Vorwürfe handelt. Egydy hatte weder vor dem
Gericht in Halle ſeine Eidespflicht verletzt, noch in einem Ver
fahren zur Regelung von Schulden eines Referendars ſich Un
regelmäßigkeiten zuſchulden kommen laſſen.

Hundeſöhne und Hundebrüder. Daß unſere Polizei und alles,
was mit ihr in Verbindung ſteht, ſtets die größte Anerkennung der
bürgerlichen Preſſe finden muß, iſt ſelbſtverſtändlich. Daß man
jetzt aber in Halle ſo weit gekommen iſt, „Polizeiviecher“ wie
Menſchen zu behandeln, ſollte denn doch den Proteſt aller „Ethiſch
Aeſthetiſchen“ hervorrufen. Bisher gab es nur unter den Menſchen,
Söhne, Brüder, Töchter uſw. Das ſcheint jetzt, nachdem der Hund
in den Dienſt der Polizei getreten iſt, anders werden zu ſollen.
Man leſe folgende Notiz, die geſtern durch die hieſige bürgerliche

e ging:ehe ins Halleſche Polizeihunde.
Dem erſt 13 Monate alten Polizeihund „Seppel“ der hieſigen

Polizeiverwaltung, einem Sohn der bekannten „Gretel“, welcher
erſt vor einigen Wochen hier bei der Polizeihundprüfung mit
dem Prädikat „vorzüglich“ und mit dem 1. Preiſe prämiiert
worden iſt, iſt bei der Sonntag in Altenburg ſtattgefundenen

lizeihundprüfung wiederum das dikat „vorzüglich“, der
Preis, die ſilberne Staatsmedaille, 40 Mk. bar und ein ſilberner

al geſprochen worden.

rer des Hundes war der erfolgreiche Polizeihundführer
Polizeiſergeant Rieſchke. Zur rung waren nur 12 der er-
folgreichſten Hunde Deutſchlands 8 en. Damit hat „Seppel“

berühmten Berliner Kriminalhund „Bolko“, welcher mit dem
zweiten Preiſe bedacht worden iſt, zum zweiten Male geſchlagen.

Zwei Brüder des Seppel ſtehen zum Verkauf.
Der Hundeſohn Seppel mit der ſikbernen Staatsmedgille und

mit dem ſilbernen Pokall Wem lacht da nicht das Herz im Leibe.
Früher bezeichnete man mißliebiges Hundevieh damals gab es
Serzig noch keine Polizeihunde kurzweg als „Tiffe“, „Kläffer“ 2c.
Solhe Bezeichnung könnte jetzt unter Umſtänden als Hundebeleidigung
angeſehen werden. Vielleicht nimmt man darauf bei der Refor
mierung des StGB Rückſicht. Wenn die Vergötterung der Polizei
bunde ſo weitergeht, wird man wohl ſchließlich dahin kommen, die
Tiere in den Adelsſtand zu erheben. Und dann Proſit, wohl
bekomm's, Jhr blaublütigen Herren; einen ſilbernen Pokal hat
unſer Seppel ja ſchon.

Ueberſahren wurde am Montag abend in der Mangfelder
ſtraße das Kind des Schneidermeiſters Böttger von einem
Eiswagen des ſtädtiſchen Schlachthofes. Der bedauernswerte
Knabe wurde an der Bruſt und im Geſicht ſchwer ver-
letzt. Den Kutſcher ſoll an dem Unglück keine Schuld treffen, da
das Kind beim Spielen aus Unachtſamkeit unter das Gefährt
gelaufen ſei. Eine Warnung mehr an die Eltern, ihre Kinder
nicht unbeaufſichtigt den Gefahren der Straße auszuſetzen.

Aus der beſten aller Welten. Der Polizeibericht meldet
g der Nacht zum Sonntag gegen 3 Uhr ſprang ein hier wohnhafter

uſtreicher in der Nähe der Kröllwitzer Brücke in ſelbſtmörderiſcher
Abſicht in die Saale. Er wurde jedoch durch die Polizeiſergeanten
Will und Börner herausgeholt und zur Wache des 8. Polizei
reviers gebracht. Als Grund gab er lang Arbeitsloſigkeit an.
Was ſagen die Herrn dazu, die immer behaupten, wer arbeiten
will, kann arbeiten Und wo ſteht die gefüllte Kompottſchüſſel

Warnnng vor einem Trunkfuchtsmittel. Der deutſche Konſul
in Chikago neuerdings auf ein von der Firma Phyſicians
Cooperative Aſſociation in Chikago vertriebenes angebliches Trunk
ſuchtsmittel „Alcola“ aufmerkſam gemacht. Die zur Heilung der
Trunkſucht empfohlenen Präparate „Alcola“ werden in deutſchen

dem Publikum in aufdringlicher Weiſe angeboten. Ein
Teil der Prävarate beſteht nach der Analyſe des Profeſſors Karl
Th. Mörner in Stockholm aus Brechweinſtein; nach einer War-
nung des Stadtpolizeiamtes in Stuttgart vom 17. Oktober 1910
enthält „Alcola“ neben anderen Stoffen auch Strychnin. Der für
das Trunkſuchtsmittel geforderte Preis von 20 Mark iſt übertrieben
hoch. Der Magdeburger Regierungspräſident warnt daher im
Anzeigenteil der hieſigen Preſſe vor dem Ankauf und dem Gebrauch
der „Alcola“Präparate.

Walhalla Theater. WinterTymians beliebte HerrenGeſell-
ſchaft bringt ab Donnerstag wieder einen neuen Spielplan; wer
den jetzigen noch ſehen will, muß ſich beeilen. Das Theater iſt
allabendlich beſetzt.

Ammendorf. Der „Steinſetzmeiſter“ Springer in
Ammendorf, Wörmlitzerſtraße 18, ſcheint ein Gemütsmenſch zu
ſein, den nicht einmal die Steinſetzer-Ausſperrung um ſeinen
Galgenhumor bringen konnte. Denn mehr Galgenhumor als
„Witz“ iſt es doch wohl, wenn er das Volksblatt auf einer Poſt
karte mit folgendem „Jnſerat“ anpöbelt: „Suche per ſofort einen
Polier und fünf Geſellen (Verbandsfreihe für dauernde
Arbeit. W. Springer, Steinſetzmeiſter.“Wenn es mit den Steinſetzarbeiten, die Herr Springer und
ſeine „verbandsfreien“ Geſellen liefern, auch nicht beſſer beſtellt
iſt, wie mit der Orthographie dieſes ren Mannes, dann
wird er die Bude bald zumachen und als Verbandefreiber ein
Unterkommen ſuchen müſſen. Bei der Geiſtesverwandtſchaft,
die zwiſchen ihm und den „Verbandsfreihen“ heute ſchon beſteht,
kann das ja dem Herrn „Steinſetzmeiſter“ Springer durchaus
nicht ſchwer fallen.

RNadewellOfendorf. Achtuhrladenſchluß. Der Regierungs
präſident hat jetzt auf Antrag von mehr als zwei Dritteln der
beteiligten Geſchäftsinhaber und nach Anhörung der Gemeinde-
behörden angeordnet, daß vom 26. d. Mts. ab alle offenen Ver-
kaufsſtellen in den unmittelbar zuſammenhängenden Landgemeinden
Radewell, Oſendorf und Burg an den Werktagen mit Ausnahme
der Sonnabende um 8 Uhr abends für den geſchäftlichen Verkehr
geſchloſſen werden müſſen.

Aus den Nachbarkreiſen.
Zum Streik im mitteldeutſchen Braunkohlenrevier.

Wer als Fremder das Streikgebiet betritt und dort etwas
Umſchau hält, dem wird auffallen, daß an zahlreichen Wegen,
die bis zum Ausbruch des Streiks ungehindert von Fußgängern
benutzt werden konnten, neue Warnungstafeln mit der Jn-
ſchrift: „Verbotener Weg“ oder: „Nur Anliegern iſt die Be
nutzung des Weges geſtattet“ ſtehen. An dieſem Warnungs-
tafelſport, wie wir die Sache bezeichnen wollen, ſind Guts
beſitzer, Eiſenbahn- und Grubenverwaltungen beteiligt. Die
Gendarmerie hält ſorgfältig Wacht, daß dieſe „verbotenen
Wege“ nicht beſchritten werden, wenigſtens von ſtreikenden Berg
arbeitern nicht beſchritten werden. Werden die „verbotenen
Wege“ von einem Streikenden betreten, dann ſetzt es Strafe
ab. Das Warnungstafelunweſen grenzt ſtellenweiſe faſt an
groben Unfug. Unzählig ſind die Strafmandate, die es wegen
dieſer „Verbrechen“ abgeſetzt hat.

Weiter iſt die Polizei ſehr bemüht, das geſetzlich gewähr-
leiſtete Recht des Streikpoſtenſtehens zu behindern oder, beſſer
geſagt, unmöglich zu machen. Auch wegen Streifpoſtenſtehens
werden unzählige Strafmandate verhängt. Davon nur wenige
Proben. Ein Streikpoſten erhielt 15 Mk. Geldſtrafe mit folgen-
der Begründung: „Sie ſind am 23. v. M. nachmittags gegen
4 Uhr mit noch mehreren Perſonen als Streikpoſten an der
Donalies- und Tiergartenſtraße betroffen worden, wodurch der
freie und ſichere Verkehr an dieſer Stelle gehemmt und ge
fährdet worden iſt.“ Dieſe Strafverfügung iſt von der Polizei-
verwaltung der Stadt Zeitz erlaſſen worden. Jn dieſer Stadt
war am 16. Juni Kornblumentag. Kein Menſch konnte
ungehindert auf den Straßen gehen. Der Bahnhof wurde von
jungen Damen der beſſeren Geſellſchaft geradezu belagert.
Durch dieſen Unfug wurde der freie Verkehr behindert. Da
fand ſich aber kein Schutzmann, der hiergegen einſchritt. Dieſe
Damen durften alſo unter polizeilichem Schutz die Sicherheit
und Leichtigkeit des freien Verkehrs gefährden.

Ein anderer Streikpoſten erhielt 15 Mk. Geldſtrafe mit
folgender Begründung: „Sie haben am 9. d. M. der zum
Schutze der Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
ergangenen uufforderung des Gendarmerie-Wachtmeiſtecs
Reinhardt, ſich von Theißen-Grangerweg an Grube 397 zu ent-
fernen, nicht Folge geleiſtet.“ Die Straße, von welcher ſich der
Streikpoſten entfernen ſollte, um die Leichtigkeit des f Ver
kehrs nicht zu behindern, wird einen ganzen Tag über nicht
von 50 Perſonen benutzt.

Ein weiterer Streikpoſten erhielt ein Strafmandat in der
Höhe von 5 Mk. mit folgender Begründung: „Sie haben am
27. v. M., abends 6 Uhr, durch ſortgeſetztes Auf- und Abgehen
auf dem erhöhten Fußwege in Trebnitz den freien Verkehr ge
hindert.“ Die Streikpoſten können beginnen, was ſie wollen.
Strafe ſetzt es ab. Bleiben ſie ſtehen, gibt es Strafe, gehen ſie
auf und ab, gibt es Strafe, ſetzen ſich die Streikpoſten abſeits in

einen Chauſſeegraben, gibt es Strafe

Die gegen dieſe Strafverfügungen eingelegten Berufungen
haben, ſofern ſie vor dem Schöffengericht in Zeitz verhandelt
werden, den „Erfolg“, daß faſt durchweg die Strafe auf das
Doppelte erhöht wird. Welcher Geiſt vor dieſer Jnſtanz weht,
geht aus einem Satz aus einer Urteilsbegründung hervor. Dort
heißt es: „Mit Rückſicht auf die Gefährlichkeit, die in dem
weiteren Schüren des Streiks liegt, erſchien die erkannte Strafe
angemeſſen.“

Ueber die Entſcheidungen des Zeitzer Schöffengerichts iſt noch
nicht das letzte Wort geſprochen.
Ein anderer Bergarbeiter, der ſchon elf Jahre im Revier be

ſchäftigt war und öſterreichiſcher Staatsangehöriger iſt, iſt aus
gewieſen worden. Warum, das wiſſen die Götter!

So ſtehen Unternehmer und Polizei in holder Uebereinſtim-
mung gegen die Bergarbeiter.

Bezirksſängerfeſt und Polizeiängſte.
Zu der preußiſchen Polizeiweisheit, die ſich wie wir ſchon am

Sonnabend kurz mitteilten beim Vorgehen gegen das Bezirks
ſängerfeſt in Bitterfeld ſo glänzend bewährte, wird uns eine
äußerſt intereſſante, teils komiſche, teils aufreizende Vorgeſchichte
gemeldet: Am 21. November v. Js. wurde der Antrag auf Frei-
gabe der ſtädtiſchen Feſtwieſe zur Abhaltung des Bezirksſänger-
feſtes durch die Bitterfelder Geſangvereinsleitung eingereicht.
Schon nach einigen Tagen, am 25. November, hatte der Vorſtand
die Genehmigung des Magiſtrats in Händen. Bei der erſten Ein
gabe war das Datum des Feſtes noch nicht angegeben, weil es zu
dieſer Zeit noch nicht feſtſtand, doch wurde das im März 1911 in
einer mündlichen Ausſprache des Stadtverordneten Bock mit dem
Bürgermeiſter nachgeholt. Jn dieſer er wurde dem Ge
noſſen Bock die n daß der Magiſtrat und die
ſtädtiſchen Behörden der Abhaltung des es keine Schwierig-
keiten entgegenſtellen würden, nur wurde um Einreichung des
Feſtprogramms erſucht; dieſer Aufforderung iſt Rechnung getragen
worden. Das war am 4. Mai 1911. Da keine Antwort kam,
wurde der Vorſitzende des Geſangvereins beauftragt, perſönlichbeim Magiſtrat anzufragen. Jhm wurde dort die V r
gegeben, daß alles ſoweit erledigt ſei, das Material (ſollte woh
heißen die Genehmigung) werde ihm in den nächſten Tagen zugehen.
Sonderbarerweiſe kam aber ſchon am nächſten Tage ein Polizei
beamter zu dem Vorſitzenden und riet ihm, keine Verträge mit
den Geſchäftsleuten und Schaubudenbeſitzern einzugehen, ſolange
eine offizielle Genehmigung noch nicht v ſei! Am
13. Juni erhielt plötzlich der Vorſitzende des Geſangvereins folgen
des Schreiben
Der Magiſtrat zu Bitterfeld.S Ouiginal durchſtriceg. Bitterfeld, den 10. Juni 1911.

Zum Schreiben vom 4. Mai 1911.
Wir erſuchen um Mitteilung, aus welchen Orten und Kreiſen

die fremden Sänger zu dem am 15., 16. n. 17. Juli d. J. in
Ausſicht genommenen Sängerfeſt nach hier kommen werden.

Die I und der Magiſtrat.V. Hempe. (Auch im Original durchſtrichen).
An den Geſangverein „Vorwärts“

z. H. Herrn Wilhelm Böhme, Deſſauerſtraße 41.
Die Antwort darauf wurde der Behörde ſchon am folgenden

Tage übermittelt, und an demſelben Tage noch erfolgte das Ver
bot, das folgenden Wortlaut hatte

Polizeiverwaltung zu Bitterfeld. Bitterfeld, den 14. Juni 1911.
Auf Jhren Antrag, betreffend: Abhaltung eines Sängerfeſtes

auf der Binnengärtenwieſe und Veranſtaltung eines Umzuges
durch die Straßen hieſiger Stadt im Monat Juli d. J. erhalten
Sie zum Beſcheid, daß dieſe Veranſtaltungen aus folgenden
Gründen verſagt werden

(Das iſt waſchechtes Polizeideutſch, durch das gleich die Ver
anſtaltungen und nicht die Genehmigung zu dieſen ver
ſagt werden. Die Red.).

Nach Jhren eigenen Angaben vom 4. Mai u. 14. J d. J.
nehmen an dem Sängerfeſte 36 Vereine mit über Mit

liedern teil. Hierzu kommen mindeſtens noch 2000 bis 3000
onſtige Beſucher und iſt zu berückſichtigen, daß unter den

6000 Perſonen, welche zum Teil aus Gegenden kommen,
in welchen das Verhältnis zwiſchen der ndemokratiſchen Partei einerſeits und der Polizei
andererſeits ein ſehr geſpanntes iſt, ſich ſolche Perſonen
befinden, welche leicht zu Ausſchreitungen, Skandalen und
Widerſetzlichkeiten gegen die äffentlichen Sicherheitsorgane
neigen. Eine Verantwortung für die Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit und den Schutz des Rechtsfriedens der
Allgemeinheit bei Zulaſſung des Feſtes 3 der Wieſe bezw. des
Umzuges, kann daher unter dieſen Umſtänden nicht übernommen
werden. Es iſt daher eine Gefährdung des öffentlichen Verkehrs
und zugleich der öffentlichen Sicherheit im hohen Maße zu be
fürchten. (Vergl. Entſcheidung des 1. Senats des Ober Ver
waltungsgerichts vom 10. 2. 11.) J. V.: Hempe.

An den Geſangverein Vorwärts
z. H. Herrn Karl Spengler hier, Deſſauerſtr. 37.

Die Begründung des polizeilichen Verbots hat zweifellos den
Reiz der Neuheit. Weil zu dem Feſt Sänger aus ſolchen Orten
kommen, wo das Verhältnis zwiſchen der ſozialdemokratiſchen
Partei und der Polizei ein Kann iſt, deshalb das Ver
bot. Wer an dieſem geſpannten Verhältnis die Schuld trägt, dieſe
Frage iſt für den Bitterfelder Polizeigewaltigen auch ohne Vor
prüſung erledigt. Mit kühnem Schwung wirft er „ſozialdemo-
kratiſche Partei und „Geſangvereinsmitglieder“ in einen Topf,
erklärt in überaus fr-eimütiger Weiſe einen Teil dieſer
Le für Radaubrüder und das Verbot iſt in

ieDa ſehe doch bloß einer die ſtarke Bitterfelder Polizei. Sienoch im vorigen Jahr mit einer Hand voll Poliziſten, Racht
wächtern und Gendarmen eine Wahlrechtsdemonſtration, an derTauſende von Männern beteiligt waren, „auflöſte“, i lt ſich
heute außerſtande, die Verantwortung für die Sicherheit bei einem
ſolchen Feſt zu übernehmen. Von beſonderem Mut zeugt das
gerade nicht. Jm übrigen enthält das Verbot alle die in jedem
tn Verbot zu findenden Gründe. Gründe, von denenjedes Kind weiß, daß ſie bei keinem vernünftigen Menſchen über
W wirken, von denen auch die Polizei wiſſen müßte, daß ſie

urch keine Tatſache gerechtfertigt werden können. Will oder kann
uns die Bitterfelder Polizei auch nur einen einzigen Fall an
führen, wo bei einem ähnlichen Arbeiter Feſt der Verkehr, die
öffentliche Sicherheit oder gar der Rechtsfrieden der Allgemein-
heit in Gefahr geweſen wäre So lange uns nicht wenigſtens
ein Fall nachgewieſen wird, bleiben die Gründe des Verbotes
beweisloſe Behauptungen. Jm gewöhnlichen
nennt man das Ding auch noch anders. Es ſind ja aber nur
Arbeiter, denen e entgegengeſchleudert werden. h gegenüber
kann man ſich als Stadtrat ſchon eine ſolche Freiheit erlauben.

Doch polizeiliche Gründe ſind ja nicht dazu da, daß ſie über
eugen. Das „liberale“ ReichsVereinsgeſetz verlangt „Gründe“

in ſolchen Fällen und weiter nichts! Wenn ſie auch nicht gerecht
fertigt ſind: Das Feſt wird verboten! Von Rechts (7) wegen

Nun noch ein Wort an die Bitterfelder Arbeiter. Wegen des
Sängerfeſtes haben verſchiedene bürgerliche Vereine ihr Sommerfeſt
verlegt. Sie wiſſen, daß ſie ohne die breite Maſſe der Arbeiter
ſchaft kein impoſantes Feſt zuſtande bringen. Wird ſich jetzt die ent
rechtete Arbeiterſchaft bei Turner und ähnlichen Feſten, die auf
der ſtädtiſchen Wieſe abgehalten werden, noch weiter als Staffage
benutzen laſſen Tut ſie das, ſo verdient ſie keine beſſere Be
Puten als ſie ihr jetzt zuteil geworden iſt. Wer noch einen

unken Ehrgefühl im Leibe hat, muß dieſe Veranſtaltungen meiden.
eur dadurch kann den Herrſchaften klar gemacht werden, daß die

Arbeiterſchaft von heute ein Faktor iſt, mit dem auch ſie zu
rechnen haben. Mag ſich vorläufig die ganze Spießbürgerſchaft
freuen, daß der Arbeiterſchaft das Feſt in dieſer Form un
möglich gemacht iſt, an den Arbeitern wird es liegen, zu beweiſen,g. chaften ſich zu früh gefreut haben, und daß die



täuſcht eu

Verſchärfung der Strafgeſetze gegen

Arbeiter dieſenigen ſind, di und deshalb am beſten lachen.n auswärtigen Genre iſt es, rativ in
dem Feſt, das migen jgehalten werden wird, zu den geräumigen Parteilokal

Merſeburg. Als recht ei lich Ergentümlich muß dasdes Schloſſermeiſters Ronniger bei der hieſigen Firma Göbel,
Waſchinenfahrik, bezeichnet werden. Die Firma ſucht tüchti
Schloſſer auf dauernde Arbeit. Jſt nun die Firma ſchon dabekannt, daß die Arbeit bei ihr ſeltend auernd iſt, ſo erſtaunt man
noch mehr über den hohen Lohn welchen Herr Ronniger den
ſich meldenden Leuten bietet. Ein 20 riger Schloſſer nahm bei
dieſer Firma Arbeit an. Nach den Ärbeiten, die er verrichten
mußte, glaubte er ſicher 40 e pro Stunde zu erhalten. Doch
da hatte er die Rechnung ohne Herrn Ronniger gemacht. Sage
und ſchreibe 30 Pfg. bietet der dem ju Schloſſer als Stunden
lohn an und das bei einer Arbeit, wo der Wocheniohn faſt an der Klei
du z draufgeht; denn Arbeitsſtücke von 4—83tr. ſind keine Seltenheit.
Sel ſtverſtändlich war der Schloſſer nicht einverſtanden mit dieſem
Zohne. Da erklärte ihm Herr Ronniger, er könnte nicht mehr
Lohn zahlen, worauf der Schloſſer natürlich die dauernde Arbeit
ſofort verließ. Unerhört iſt es aber, wenn ein Meiſter einen
Schloſſer, der drei Jahre gelernt hat, mit dieſem Hundelohne ab
ſpeiſen will. Jſt Herr Ronniger ſo beſcheiden, dann mag er es
einmal probieren mit 17 Mk. pro Woche ſich zu erhalten. Hoffentlich
genKgen dieſe Zeilen, um Herrn Ronniger eines Beſſeren zu belehren.

Helbra. Gleiches Recht für alle? Jn unſerem Oriewaren am Sonntag die Kriechervereinler, die Hurrapatrioten, in
Gloria zu ſchauen. Feierte doch der Militärverein ſein 25jähriges
Stiftungsfeſt. Wie derartige Feſte werden, weiß ja jeder;
aber heute e man ſich etwas Beſonderes geleiſtet. Man hatte
ſich als Feſtredner den Superintendenten Lutter aus Eisleben
v eben auch der Berggewaltige Vogelſang war in ſeiner ihmſo hei e Offiziersuniform erſchienen, und ſo glänzte noch eine
Reihe Uniformen am Kriegerdenkmal herum. Wir haben ja nichts
r einzuwenden. Doch da das Kriegerdenkmal an der ver
kehrsreichſten r liegt, können Zuſchauer und Vereine nur
auf der ße ſtehen. Als eine Verkehrsſtörnng, oder gar eine
Störung der öſfentlichen Sicherheit iſt dieſe Anſammlung aber
nicht angeſehen worden, obwohl man nichts davon merkte, daß die
Straße nur dem Verkehr dient. Jm Gegenteil, die Straße war
lange Zeit unpaſſierbar. Als am 1. Mai die Arbeiter einen Umzug
geplant hatten, da behaupteten die Herren Spielberg und Wedel,
es würden beſtimmt nglücksfälle vorkommen. Wie ſagte doch der
Miniſter Schönſtedt. Wenn zwei dasſelbe tun, ſo iſt es nicht das
ſelbe! Man kann ſich nicht genug wundern, daß immer noch eine
Anzahl organiſierter Arbeiter dieſe Patriotenaufzüge mitmachen.
Sie ſollten ſich ſchämen, überhaupt noch eine Scheinflinte zu tragen.
Und auch Berginvaliden, gebrechlich und alt, ausgehungert und
ausgemergelt, kaum noch des Gehens mächtig, laufen dieſem glei
ßenden, ſie verhöhnenden Rummel nach. Sie hätten an das denken
ſollen, was man ihnen in ihren jungen Tagen getan hat: Viel
Arbeit, wenig Lohn und jetzt noch weniger Rente. Eine große
Anzahl junger Bergleute verläßt jetzt das geſegnete Mansfeld, um
ſich in den ungeſegneten anderen Kreiſen heſſere, lohnendere Arbeit
zu ſuchen. Aufgeklärte Arbeiter verlaſſen das geſegnete Mansfeld,
wo ihnen, wenn ſie nicht ſpeichellecken wollen, nur Elend und Not

droht. Denn mehr Lohn gibt es in Mansfeld, wenn die Arbeiter
den Patrioten noch nachlaufen, vorläufig wohl noch nicht. Viel-
mehr werden ſich die armen ewig onber die Taſchen noch gehörig
auf Koſten dummer Arbeiter füllen können. Ueberhaupt wird
Vogelſang gedacht haben Na, meine Bergleute haben ja noch
anſtändigen Prunk angelegt, da können wir ihnen noch ein wenigabzwacken! Wie oft iſt ſchon darauf hingewieſen Kameraden,
Arbeiter, meidet dieſe Feſte der Hurrarufer vom Geldſack, ihr

dort ſelbſt eiwas vor. Darum laßt die Gelben in
Zukunft allein ihre Feſte feiern. Es wird dann um ſo raſcher

r werden mit den Lohn und Arbeitsverhältniſſen und der
Aufklärung in den Bergmannskreiſen.

Tentſchenthal. Parteifeſt. Unter 7 Beteiligung
fand am Sonntag das Parteifeſt des Seekreiſes im Meißnerſchen
Gaſthaus ſtatt. Bekanntlich war der Umzug verboten. Die Be
ſchwerde liegt noch beim Landrat in Eisleben, der ſich Zeit
nimmt zum Studium der Frage, ob der Umzug genehmigungs
pflichtig iſt oder nicht. Statt einer rechtzeitigen Genehmigung
hatte er 6 Gendarmen geſchickt, die aber umſonſt um den freien
Nachmittag gekommen waren. Man hatte ihnen, wie beim vorigen

Parteifeſt in Schraplau, zugeraunt, der Umzug ſolle doch ſtatt
finden. Das drohende Wetter tat wohl der Beteiligung einigen
Abbruch, aber nicht der guten Stimmung der Feſtgenoſſen.
Reichstagsabgeordneter Adolf Albrecht hielt eine mit Beifall
aufgenommene Feſtrede. Die Schraplauer Sänger und Turnerverſchonten das Feſt weſentlich durch ihre Darbietungen. Der

finanzielle Abſchluß war ein zufriedenſtellender. Allen Teil-
nehmern ſei beſtens gedankt, iſt doch mit ihrer Hilfe der
proletariſche Einigungsgedanke auch hier wieder gekräftigt worden.

Bitterfeld. Streikbrecherſchutz und ſoziale Ent-rechtung. Dieſes nach dem r 1 Abſchluß der Ver
handlungen des Reichstages und angeſichts der bevorſtehenden

treikende ſehr zeitgemäße
Thema wird in der Mitgliederverſammlung des Sozialdemo-

kratiſchen Vereins am Mittwoch behandelt werden. Referent iſt
Redakleur Genoſſe Koenen- Halle. Die Verſammlung beginnt
im Reſtaurant Hohenzollern pünktlich 8 Uhr. Die Parteileitung
erwartet zahlreiche Beteiligung.

Zſchortau. Gemeinderatswahl findet am Donnerstag, den
22. Juni, mittags 1 Uhr, ſtatt. Arbeiter, erſcheint Mann für
Mann zur Wahl. Laſſe ſich keiner durch perſönliche Motive ver
leiten, durch ſein Nſchterſcheinen unſerm Gegner zum Siege zu
verheifen. Unſere Gegner werden alles aufbieten, uns den Sieg
Wer zu machen. Das beweiſt ſchon die ungünſtige Zeit der
Wahlhandlung VLaſſe ſich keiner die geringen finanziellen Verluſte
gereuen, die er etwa haben könnte. Erſcheint alle pünktlich und
gebt eure Stimme für den Genoſſen Straube ab.

Torgau. Jugendrflege Auch in Torgau hat ſich nun
ein Verein für Jugendpflege konſtituiert. Jn den letzten Tagen
hat die konſtituierende Verſammlung im Rathausſaale ſtatt-

efunden, die als Vorſitzenden den Fabrikbeſitzer Schmidt, als
eſſen Stellvertreter den Bankdirektor Mahlow wählte. Weiter

befinden ſich in dieſem Ausſchuß der Buchhändler und Buch
drucker Sickert, Superintendent Kraft u. v. a. Man braucht ſich
nur dieſe Perſonen genau anzuſehen, ſo weiß man, was dieſer
Verein für Jugendpflege für uns zu bedeuten hat. Geſpannt
v man ſein, wie lange die Einigkeit im Aus chuß dauern
wird, denn dort ſind alle Parteien vertreten. Kraft konſer

vativ, Mahlow nationalliberal und Schmidt freiſinnig. Obwohl
man ſich vorgenommen hat, w. unparteiiſch und un-Friſt u ſein, dürfte für uns die Erklärung genügen, daß
man die Jugend dem Vaterlande erhalten will, deut
licher ausgedrückt heißt das: zu tüchtigen Hurrapatrioten
machen will. Denn der Superintendent Kraft bezeichnete ſogar
die Jugendpflege der deutſchen Turnvereine als nicht richtig,
einzig und allein die evangeliſchen Jünglingsvereine treiben
richtige Jugenderziehung (17) Dieſer Jugendverein iſt abervor der V ſlbſung ſicher, denn er nennt ſich ja „unpolitiſch“,
und will ja „nur“ die Jugend dem Vaterlande erhalten unddann wird er auch aus Justlichen wie aus ſtädtiſchen Mitteln
fubventioniert. Jn Torgau iſt ja jetzt durch S erernshnpz
wieder Geld zu Subventionen vorhanden. Um recht viele Mit
lieder aus der Bürgerſchaft zu bekommen. hat man denJahresbeitrag nur auf eine Mark r Obwohl der ganze

Jugendverein ſicher ein totgeborenes Kind bleiben wird, müſſen
wir doch auf der Hut ſein, und die Arbeiterkinder ſollten in dener dort finden ſie Unterhaltung durch
Turnen, Spiele und Turnerausflüge. Auch empfiehlt es ſich für
die Eltern, Schulbücher und Utenſilien nur bei denen zu kaufen.
die nicht gegen uns arbeiten

h W. ne n rprüfu m e n vor,mit rund 80000 Mk. u u rer
a fwies. Derhüſe von 50 Mk. bewilli die übrigen Verhanblungeſachen
betrafen Steuererlaß, Anflaſſung einer Wegeparzelle und Straßen
pflaſterung.

Weißenfels. Die hieſigen Zimmerer ſind in eine
Lohnbewegung eingetreten. Die Urſache iſt kurz fol
gende: An der großen Ausſperrung im Baugewerbe im Vor-
jahre beteiligten ſich auch die organiſierten Bauunternehmer
von Weißenfels. Die Bewegung ſelbſt wurde durch den be-
kannten Schiedsſpruch beigelegt. Während die Arbeiter aus
nahmslos dem Schiedsſpruch zugeſtimmt haben, können die
Weißenfelſer Unternehmer den Ruhm für ſich in Anſpruch neh
men, daß ſie die einzigen Unternehmer in Deutſchland ſind,
welche ſich trotz Anordnung ihres Bezirksverbandes und Ent-
ſcheidung des Zentralſchiedsgerichtes (März d. J.) weigern, die
im Schiedsſpruche vorgeſehene Lohnerhöhung: 1910 1 Pf., 1911
2 Pf. und 1912 2 Pf. anzuerkennen. Alle Verſuche, die Ange
legenheit friedlich zu erledigen, ſcheiterten an der Halsſtarrig-
keit der Unternehmer, ſo daß eine am 18. Juni ſtattgefundene
Verſammlung der Zimmerer beſchloß, durch partielle Arbeits
niederlegung die Unternehmer zu zwingen, die im Schieds
fpruch vorgeſehene Lohnerhöhung eintreten zu laſſen. Von 14
Firmen zahlen drei Firmen dementſprechende Stundenlöhne,
bei der Firma H. Lange haben die organiſierten Kameraden
die Arbeit eingeſtellt. Da die Arbeit in der Entwicklung be
griffen iſt, wird die Bewegung auf weitere Firmen übergreifen.
Es ſteht zu erwarten, daß, wenn die Kameraden allerorts
ſtrengſte Solidarität üben, die Bewegung mit Erfolg beigelegt
wird. Alle Zimmerer werden erſucht, ſämtliche Arbeitsange-
bote nach Weißenfels ſtrikte abzulehnen.

Die Organiſationsleitung der Zimmerer.

Halberſtadt. Ueber die Stilleg ung eines Walz-
werksbetriebes ſchreiben bürgerliche Blätter: Den Ar-
beitern des Jlſenburger Walzwerks, deſſen Beſitzer der Fürſt
zu Stolberg-Wernigerode iſt, iſt zum 30. d. M. gekündigt wor-
den. Es kommen über 200 Arbeiter in Betracht. Das vor
mehreren Jahren errichtete Werk ſoll zum 1. Juli ſtillgelegt
werden, da es mit erheblichen Verluſten W hat und mit
den großen rheiniſch-weſtſäliſchen Werken nicht konkurrieren
kann. Der Betrieb der Maſchinenfabrik und der Gießerei auf
dem Jlſenburger Fürſtlich Stolbergiſchen Hüttenamt wird da-
gegen weitergeführt.

Aus der Jugendbewegung.
„Jugendpfleger“.

Am 17. Juni tagte in Elberfeld die dritte Jugendpfleger-
konferenz dex Zentralſtelle für Volkswohlfahrt. Die Liſte der
angemeldeten „Jugendpfleger“ weiſt die Namen zahlreicher
Geiſtlicher auf; ferner ſind Bürgermeiſter, Direktoren, Ge
heimräte, Kommerzienräte, Regierungsräte, Landräte und
auch Offiziere der Landwehr und der Marine vertreten. Jn
einem Referate über Jugendpflege auf kommunale Verwal-
tungen wies Bürgermeiſter Maß aus Görlitz den Städten
weſentliche Aufgaben zu; ſie ſollen die „vaterländiſchen Ver
eine“ zuſammenſchließen und ihnen durch Geldbewilligungen,
Ledigenheime, Jugendheime uſw. materiellen Rückhalt bieten.
An ſogenannten nationalen Feſttagen ſoll die Jugend zu
Feſten großen Stils zuſammengetrommelt werden. Nament-
lich den penſionierten Beamten und Offizieren a. D. eröffne
ſich hier ein dankbares Arbeitsfeld. Eine allzu ſtarke Betonung
des Religiöſen in der Jugendpflege empfehle ſich nicht.
Aſſeſſor Dr. Reimer aus Wanne pries das Kriegsſpiel als
Lockmittel; die Jugend, namentlich die proletariſche, werde
dadurch aufgerüttelt und für die „tiefere“ Jugendpflege vorbe
reitet. Jn der Diskuſſion kam zum Ausdruck, daß die Geiſt
lichkeit die neue Jugendpflege mit dem Mißtrauen beobachtet,
deſſen Wurzel Konkurrenzneid iſt. Ein deutſch- nationaler
Jüngling, der die Jugendabteilungen ſeines Verbandes an-
pries, fand kaum Gehör. Jm allgemeinen verlief die Diskuſ-
ſion in wortloſen Redewendungen.

Allerlei.
Trichinoſiserkrankungen.

Zahlreiche Erkrankungen an Trichinoſe ſowie Todesfälle
ſind in Pinne (Prov. Poſen) vorgekommen. Kurz vor Pfing-
ten war ein Fleiſchermeiſter erkrankt und innerhalb weniger
age geſtorben. Als Todesurſache wurde zunächſt

entzündung feſtgeſtellt. Bald darauf erkrankten mehrere Per-
ſonen, welche bei dem Verſtorbenen Fleiſch und Wurſt gekauft
hatten, an Trichinoſe. Die Leiche des Fleiſchermeiſters
wurde nun ausgegraben und als Todesurſache Trichinoſis
feſtgeſtellt. Ein Lehrer ſtarb gleichfalls an Trichinoſis. Jm
ſtädtiſchen Krankenhauſe liegen noch zwei Trichinenkranke hoff-
nungslos darnieder.

Der Gefängniswärter als Don Juan.
Vom Köpenicker Amtsgericht wurde ein Gefangenwärter

Kr. in Unterſuchungshaft genommen. Kr., der verheiratet iſt,
trat wiederholt mit den ihm zur Obhut übergebenen weiblichen
Gefangenen in Beziehungen. Als ſich bei einem der noch jungen
Mädchen jetzt die Folgen des Verkehrs bemerkbar machten, kam
das Treiben zur Henntnis der vorgeſetzten Behörde. Der Auf-
8 wurde infolgedeſſen verhaftet und ſelbſt ins Unter-
uchungsgefängnis abgeführt.

Kleines Allerlei. Ein gräßliches Unglück widerfuhr
dem Architekten Wilhelm Fink in Frankfurt a. M., der von
einem Ausflug mit ſeiner Braut heimkehrte. Er wurde im
Zug von Cronberg nach Frankfurt a. M., als er ſich aus dem

enſter lehnte, von einem vorbeifahrenden Zuge, an dem eine
Kupeetür offen ſtand, der Kopf halb vom Rumpfe geriſſen Fink
war ſofort tot. Der geſtohlene Heilige. Auf der
Achenbriücke zwiſchen Alpſee und Bühl wurde nachts die Statue
des heiligen Nepomuk, die einen Kunſtwert von über 10 000 Mk.
nach Kennerurteil repräſentiert, geſtohlen. Von den Tätern,
die offenbar im Auftrage von Kunſtkennern handelten, hat man
bis jetzt keine Spur. Bei dem Brückenbau in Schon gau
in Bayern ſtürzt ein Gerüſt ein. Ein Arbeiter wurde ſchwer,
einer leicht verletzt.

Die überſeeiſche Aus und Einwanderung
iſt ziemlich ſtarken Schwankungen unterworfen. Jn den letzten
fünf Jahren bewegte ſich die Ziffer der Auswandernden in
Deutſchland zwiſchen 3,2 und 5 auf je 10 000 Einwohnern. Sie
betrug nämlich auf 10 000 Einwohner

1906 31 074 5,0 Prozent
1907 31 696 5,1 e
1908 19883 3,2

24 991 3,9
1910 25 65681 8,9

Die Jahre 1906 und 1907 waren Kriſenjahre. Infolgedeſſen
ſuchten viele Deutſche jenſeits des Meeres beſſere Exiſtenz-
bedingungen zu finden. Auch 1908 war noch ein Jahr des wirt-

chaftlichen Niedergangs, die Kriſenwelle hatte aber inzwiſchen
merika erreicht und dort noch ungünſtigere Arbeitsverhältniſſe

geſchaffen, ſo daß von dort kein H zu erwarten war. So

ſank denn der Strom der Auswandernden rapid und erreichte
mit 8,2 pro 10 000 ſogar den relativ niedrigſten Stand ſeit dem

ahre 1871. Die letzten Jahre brachten wieder eine kleine Er-
ung.Das Ziel der meiſten Auswandernden des Jahres 1910 war

wie immer die Vereinigten Staaten von Nordamerika: 22 773
89,8 Prozent aller Auswandernden gingen dorthin. Weitere

460 entfielen auf Britiſch-Nordamerika, 353 auf Braſilien, 793
zu Argentinien, und 931 auf das übrige Amerika, während
auf ganz Afrika nur 16, auf Aſien 0 und auf Auſtralien
128 Auswandernde kamen. Bei dieſen Zahlen iſt jedoch zu be-
merken, daß die Auswandernden in die deutſchen Schutzgebiete
ier nicht berückſichtigt ſind, da ſie nicht als Auswanderer im
inne des Geſetzes gelten.
Die meiſten Auswandernden ſtellte die Gruppe Gewerbe und

Bauweſen mit 7222 Perſonen; es folgt die Gruppe Land und
Forſtwirtſchaft mit 7072, das Handels und Verſicherungs-
gewerbe mit 2817, häusliche Dienſtboten mit 2088 Perſonen uſw.

Was Geſchlecht und Familienſtand der Auswandernden be-
trifft, ſo lagen darüber bezüglich 23 423 Perſonen Angaben vor.
Von dieſen waren 14 153 60,4 Prozent männlichen und 9270

39,6 Prozent weiblichen Geſchlechtes. 8730 Perſonen reiſten
in Familien; auch unter den 14693 allein reiſenden Perſonen
befanden ſich noch 2147 verheiratete Männer, die offenbar
voranreiſten, um ihrer Familie drüben ein Heim zu bereiten.
Fit meiſten Auswandernden ſtanden im Alter von 2050

ahren.
Schon ſeit Jahren übertrifft die deutſche Einwanderung in

Deutſchland bei weitem die Auswanderung. Die erſtere betrug
in den letzten drei Jahren 216 917 (1908), 127 618 (1909) und
164 393 (1910). 64,4 Prozent der im Jahre 1910 Einwandernden
kamen aus Nordamerika, 952 aus Weſtindien und Megxiko,
10 248 aus Südamerika, 883 aus Oſtaſien, 4677 aus Afrika und
531 aus Auſtralien.

Chriſtus als Soziakldemokrat.
Der chriſtlich-ſoziale Tiroler Anzeiger ſchreibt wutentbrannt:

„Jn Reith bei ters war über die Pfingſtfeiertage Stund-
gebet. Die Taktloſigkeit der Sozialdemokraten bewies ſich
wieder einmal, indem ſie ſelbſt dieſe Zeit dazu benützen wollten,
dort eine Wanderverſammlung abzuhalten. Offen auftreten
konnten ſie freilich nicht. So ſchlich ſich der bekannte Elektro-
techniker Roman Vogler am Pfingſtmontag während des Vor-
mittagsgottesdienſtes nach Reith zum Samer-Wirt. Gleich nach
dem Gottesdienſt ſendete er einzelne Geſinnungsverwandte
unter das Volk. Einer der Geladenen ging aber ſofort in den
Pfarrhof und teilte es den geiſtlichen Herren mit. Sofort
eilten Herr Dechant Wegſcheider und noch vier Geiſtliche hinüber
in das Gaſthaus. Den ſchon ſehr zahlreich verſammelten
Leuten wurde es nun erſt klar, um was es ſich eigentlich
handelte. Bei der bekannten ſtrammen Geſinnung der Reither
war die Sache aber auch ſogleich entſchieden. Die Frau Wirtin
erklärte, wenn ſie gewußt hätte, was Vogler plane, hätte ſie die

austür zugeſperrt; für eine Soziverſammlung gebe ſie ihr
Haus niemals her. Eine ſehr klägliche Rolle ſpielte der zungen-
ertige Herr Vogler. Er verlegte ſich in allem auf das Leugnen,

ja hatte ſogar die Stirn, zu behaupten, die Sozialdemokraten
und ihre Zeitungen griffen gar nie die Religion an uſw.
Seinem Spiele aber machte die Energie der Leute bald ein
Ende. Sie waren ſo erbittert, daß ſie ihn hinausbefördern
wollten ſamt ſeinem Begleiter, hätten nicht die Geiſtlichen
abwehrend dazwiſchengeſtellt. Doch das Jntereſſanteſte kommt
erſt. Die Geiſtlichen und die Leute ſtaunten, daß neben dem
Vogler als Begleiter und Mithelfer die bekannte Erſcheinung
des „Chriſtus“ der Brixleggerſpiele, nämlich des Joſeph Ein
berger ſaß. Stolz trug er ſeine langen Locken und den Chriſtus-
bart zur Schau. „Da ſchaut's, der „Chriſtus“ iſt jetzt Sozial
demokrat!“ „Das bin ich auch, und zwar aus Ueberzeugungl!“
gab er zur Antwort. Er hatte vorher ſehr eifrig unter dem
Volke für die Verſammlung agitiert. Daß der „Chriſtus von
Auiplesg. in dem iſtlich-ſozialen Blatte dann beſchimpft
wird, iſt ſelbſtverſtändlich. Jſt es doch dem Chriſtus von
Nazareth vor beinahe zwei Jahrtauſenden auch nicht andersergangen, als er gegen die Phariſäer auftrat.

Verſammlungsberichte.
Verſammlungsberichte, welche ſpäter als zehn Tage nach Statt
finden der Verſammlung eingehen, finden keine Aufnahme.

Deutſcher Vanarbeiter-Verband. Die letzte Mitgliederverſamm-
lung ehrte in üblicher Weiſe das Andenken des verſtorbenen Kollegen

anz Neumann. Sodann erſtattete Kollege Deege Bericht
über die Sitzung der Schlichtungskommiſſion. Den wichtigſten
Streitpuntt bildete die Entlohnung der Junggeſellen. Laut Ver-
trag muß innerhalb ſechs Tagen bei Eingehen des Arbeitsverhält-
niſſes zwiſchen Unternehmern und Junggeſellen eine freie Verein-
barung über die Höhe des Lohnes getroffen werden, andernfalls
treten die geforderten Sätze in Kraft; im erſten Geſelleniahr
10 Pfg. und im zweiten 2 Pfg. weniger pro Stunde. Der Arbeit-
geberbund hat aber entgegen den Beſtimmungen des Vertrages
eine einſeitige Feſtſetzung der Junggeſellenlöhne vorgenommen, und
zwar durch Beſchluß feſtgelegt, daß der Lohn im erſten halbenJahr der Geſellentätigkeit 20 Pfg., im nächſtfolgenden halben Jahr

15 Pfg. und im zweiten Geſellenjahr 10 Pfg. weniger pro Stunde
als der des Vollgeſellen betragen ſoll. Natürlich wurde von den Unter
nehmern in der Sitzung beſtritten, daß ſie einen derartigen Beſchluß ge-
faßt hätten, daß überhaupt die Feſtſetzung des Lohnes einſeitig wäre.
Es iſt eingetroffen, was bei Fällung des Schiedsſpruches befürchtet
wurde. Freie Vereinbarung zwiſchen Unternehmern und Jung-geſellen beſagt nichts anderes als „freier Spielraum der Unter
nehmerwillkür“. Es iſt aber bedauerlich, wenn die Junggeſellen
bei einer derartig lebhaften Bautätigkeit nicht den Mut beſitzen,
von dem Unternehmer einen angemeſſenen Lohn zu verlangen.
Da eine Einigung über dieſen Punkt nicht erzielt wurde, wird er
dem Einigungsamt zur Regelung überwieſen.

Angefochten ſeitens der Unternehmer wurde ein Vertrag, der
zwiſchen den Arbeitern und den Unternehmern von Reideburg
und Umgebung abgeſchloſſen iſt und eine Lohnerhöhung von
9 Pf. für zwei Jahre (7) vorſieht, mit der Begründung. daß die
Organiſation nur berechtigt ſei, mit dem Arbeitgeberbund Ver-
träge abzuſchließen. Es wurde dies natürlich zurückgewieſen,
da der Arbeitgeberbund in dieſem Gebiet keine Mitglieder be-
ſitzt. Eine weitere Klage der Firma Schöneimnann und Schwarz
betreffs unſeres Beſchluſſes, am 1. Mai die Arbeit ruhen zu
laſſen, war von genannter Firma zurückgezogen worden.

Den Bericht über Grenzſtreitigkeiten gab Kollege Metzger: Wie
allerorts hat auch bei uns gleich nach der Verſchmelzung eine leb-
hafte Agitation eingeſetzt zur Gewinnung neuer Mitglieder. Ganz
beſonderes Augenmerk wurde darauf gerichtet, die in anderen Ver-
bänden organiſierten, auf Bauten beſchäftigten Bauhilfsarbeiter für
uns als Mitglieder zu gewinnen. Jn Frage kommen ſpeziell die
in dem Fabrik- und Tranusportarbeiterverband Organiſierten. Mit
allen möglichen Mitteln verſuchten die Leitungen der genannten
Verbände, uns die uns als Mitglieder zukommenden Bauhilfsarbeiter
vorzuenthalten. Sie erklärten den Mitgliedern, die ſich umſchreiber
laſſen wollten, daß ſie dazu laut Vertrag drei Monate Friſt hätten
was natürlich nicht der Fall iſt, da überhaupt kein Vertrag beſteht
Wieder anderen erklärten ſie, daß ſie beim eventuellen nochmalige
Uebertritt ihrer alten Rechte verluſtig gingen. Jmmer ſchärfer
wurde jedoch von unſerer Seite verlangt, daß die auf Bauten be-
ſchäftigten Arbeiter unſerer Organiſation als Mitglieder angehören
Um nun die Grenzſtreitigkeiten zu beſeitigen, traten faſt ſämtliche
Gewerkſchaftsvorſtände zu einer Sitzung zuſammen. Eine Einigung
wurde aber nicht erzielt, da die Vertreter der Fabrik und Trans
portarbeiter langfriſtige Verträge verlangten, worauf ſich gber
unſere Vertreter nicht einließen, da die Fluktuation auf den Bau
ſtellen eine ſehr große iſt und man ſchlecht kontrollieren kann wie
iange der einzelne im Bauberufe tätig iſt. Jn einer weitere
Sitzung kam ein Vergleich zuſtande, welcher eine vierwöchentlich
Friſt beſtimmt. Von unſeren Vertretern wurde jedoch jedwedFpi abgelehnt. Die Transportarbeiter, denen die Friſt zu kur
7ſt, enthielten ſich der Abſtimmung. Die Fabrikarbeiter, als Haupt



beteiligte, fehlten zlich, was ſie damit ründeten, daß auf
Anweiſung ihres Hauptvorſtandes Verträge mit anderen Organi-
ſationen nicht mehr auf örtlicher Grundlage geregelt werden dürfen.
Die beteiligten Hauptvorſtände würden in nächſter Zeit zuſammen-
treten, um die Grenzſtreitigkeiten zu beſeitigen. Kurz vor unſerer
Verſchmelzung wurde vom Hauptvorſtande der Bauhilfsarbeiter
der Zentralleitung der Fabrikarbeiter mitgeteilt, daß der Kartell
vertrag mit der Verſchmelzung abläuft, jedoch ſei man nicht ab-

einen den modernen Verhältniſſen entſprechenden neuen
ertrag abzuſchließen. Es beſagt dies wohl ſo viel, daß man einen

Vertrag mit einer Friſt nicht wieder abſchließen wollte. Der
Fabrikarbeiterverband wollte aber von alledem nichts wiſſen.
Jedoch gleich nach der Verſchmelzung, als bei ihnen ein Mitglieder-
ſchwund eintrat, fragten ſie bei unſerem Hauptvorſtand an, wie esmit dem Abſchluß eines Vertrages ſtände Selbſtverſtändlich hat
unſer Hauptvo orſtand darauf ebenfalls nicht reagiert, weil wir überhaupt kein Jntereſſe haben an Verträgen, wie ſie der Fabrikarbeiter-
verband wünſcht.

Citerariſches.

Vögel fremder Länder von Dr. K. Floericke (1911, Stutt-
gart, Kosmos, Geſellſchaft der Naturfreunde) 1 Mk., geb. 1,80
Mark. Jn ein Gebiet voll Sangeskunſt und Eigenart führt uns
der bekannte Vogelkenner in ſeinem von warmer Liebe zur
Vogelwelt durchſtrömten Büchlein ein. So kann nur jemand
plaudern, der die exotiſche Vogelwelt nach eigener Anſchauung
kennt, der die Wildnis unter großen Mühen mit offenen Augen

durchquert hat. Da iſt der Pelikan, der Flamingo, der Sekre
tär, der Schneidervogel, der Nashornvogel, die verſchiedenen
„Webervögel, der Kolibri, der Pfefferfreſſer, die Schamadroſſel,
der Roſenſtar, die Papageien und viele andere Arten, die nach
ihren Lebensgewohnheiten treffend geſchildert werden. Be
ſonders eingehend iſt der Neſterbau, der bei vielen fremden
Vögeln ja ſo eigenartige Wege eingeſchlagen hat, beſprochen.
Die Mitteilungen über die Neſter des Kolibri, des Salanganes,
des Weber- und des Kragenvogels ſind außerordentlich inter-
eſſant. Jeder Naturfreund, der ſich einmal wieder in ein Ge-
biet ſchönſter Naturfreunde vertiefen will, wird dieſes Bändchen
nur mit tiefer Befriedigung aus der Hand legen.

merkworte für unſere Berichterltatter.

1. Wenn du etwas einer Zeitung mitteilen willſt, tue dies
raſch und ſchicke es ſofort ein.

2. Sei kur z; du ſparſt damit die Zeit des Redakteurs unddeine eigne. Dein Prinzip ſei: Tatſachen, keine
P ra ſen.Sei klar, ſchreibe nicht mit Bleiſtift, ſondern mit Tinteund LVeſerlich, beſonders Namen und Ziffern; ſetze mehr Punkte

als Komma.
4. Schreib nicht „geſtern“ oder heute“, ſondern den Tag oder

das Datum.
5. Forrigiere niemals einen Namen oder eine Zahl;ſtreiche das fehlerhafte Wort durch und ſchreibe das richtige dar

über oder daneben.

6. Die Hauptſache:
Seiten des Blattes.
teilen. Es kommt oft vor, da

und Sonntags von 10-12 Uhr.
Ausgabeort:

Ballſäle (Lerchenfeldſtraße 14).

—-8 Uhr.

Hundertſchrieben, laſſen ſich raſch zerſchneiden und an die Setzer ver
Beſchreibe nie, nie, nie beide

eilen, auf einer Seite ge

durch Beſchreiben von beiden
Seiten die eine Seite wegen notwendiger Korrekturen voll
ſtändig abgeſchrieben oder wegen Belaſtung des Redakteurs ge
ſtrichen werden muß.

7. Gib der Redaktion in deinen ſämtlichen Schriftſtücken
Namen und Adreſſe an.
Redaktion nie er

Anonyme Zuſchriften kann die

Zentral Bibliothek.

Ausgabeſtunden: Dienstags, Donnerstags abends 8--9 Uhr

Für Nord Volkspark Burgſtraße 27), für Süd

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.

nur Wochentags von 11/2—1/2 Uhr und abends vonSprechſtunden z Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloſſen. Nr. 1541.
Svvechſtunde der Redaktion von vo bis 61 Uhr.

infolge der wirrlich delikaten,

eiben, miläen ver
Wcht nur alU W vo0demn III er proht,

loht!

Abert Kuänse.

Bitte lesen! W
Beim Einkauf von

TW
S

4 x T

a

e j ei. r Ce e s2 s 51H s 2v S S. Ss 82 2 2

SparkbedentendSeife, macht die Wäſche

nigungsz wegen die Soda durch raſchere
u. gründlichere Wirkung, macht nament

weiß. Greift Hände u. Wäſche nicht

i

n

deshald in keiner Haushalkung

V Sitte lesen?!

Henkel's Bleich-Socda
achte man genau auf untenſtehende Packung und weiſe Nach

ahmungen, da meiſtens minderwertig, energiſch zurück.

blendend weiß. Uebertrifft bei allen Rei-

h Metallſachen ſehr klar u. Hoijſachen

n. 20f ſich in Waſer ſehr roſch ſollte 2

PErgebenst ladet ein

Etablissement Ballsäle.
Glauchaer Schützenhaus.

Mittwoch abend 81/2 Uhr

Frei-Konzert.
Fr. Sachse.

Achtung!
e

c 4 lokalen zur gefl. Kenntnis,

noch frei iſt.
a

Den geehrten Genoſſen, Jnhabern von Saal u. Garten

freien Musiker, Ortsgruppe Halle, für einige
Konzerttage in der Woche, unter günſtigen Bedingungen,

Aufträge nimmt der Vorſitzende,
E. Arnädt, Röpzigerſtraße 198, entgegen.

Achtung!

daß das Orchester der

n

e

Ailfe jar Magenkranke,
selbst bei veralteton Magen- und Darmleiden, sowie Leber- und
Gallenerkrankung bringt das Priestley-Magnesium-Superoxyd infolge

seines Gehaltes an aktivem Sauerstoff, der die Verdauung fördert,
den Stoffwechsel reguliert und Darmgifte entfernt. Preis: Mk. I.
2. und 3.50. In allen Apotheken käuflich. Prospekt gratis

durch Hauptniederlago: Bahnhofs-Apotheke, Halle a. S.

Anſichts Poſtkarten Z. r ß.
Bentsche n. Solldaria- Fahrräder

auf Wunsch
Toellzahlung!

e z 20, 30,

cS

Zudohörtoile spotib r Preislist. grt.

J. JEM D C G.h 272.
Waſchgefäße,

Alle Parteischrifte Volks -guenhhandiung,
Halle a. S., Harz 42/43.

dauerhaft und größte Aus
wahl. Böttcherei Schülerstzof 1.

Solicle Familien
erhalten ſämtliche Wäſcheartikel,

empfiehlt die

Hermel Pfättnretter
gut gepolstert, empfiehltC. F. Ritter

90.

getragene

Segeltuchschuhe,
e er verint dnroßer Poſten illigb. H. X 8ternlicht, Alter Markt 11.*

Pralt. Klrschentkerner

C. F. Ritter

Gardinen, Kleiderſtoffe, Bluſen,
Kinderkleider, Knabenanzüge c.
in nur reeller Ware, auch auf

Teilzahlungm.
b. H. bei F. Gronau, Barfüßerſtr. 16,

Leipzigerstrasse 90. jWäſchefabrik u. Verſand-Geſchäft.

18 Pfe., bei

W riMarie Bötteher,
Triftſtraße 2.

Mittwoch:
Sohlaohtefest.

Bernhard Sieogel,
Hafenſtraßze 47.

Jeden Mittwoch
Sohlachtefes t.

Paul Marschall,Roſenſtraße 2.

Morgen, Mittwoch,
Sohlaohtefest.B. rüh 8 Uhr: Wellfleiſch.
da Becker, Kröllwitz. m

Jeden Mittwoch
Sechlaohte Fest,

m

CLILIIIIII
Aktuell.

N 6bzulpohtſl der
öbzialdemokratie.

Eine ſehr zeitgemäße und
wertvolle Broſchüre des
Halleſchen Arbeiterſekre
tärs Friedrich Kkeeis.

Jeder Arbeiter muß dieſe
klärende Arbeit im eigenen

Jweereſſe leſen.

Preis nur 25 PFfenrig

Zu beziehen durch alle Ar
träger und durch die

Vollzbuchandieng
Halle a. 6. Farz 4243.

IIIIIIIIIII

erhalten
wertvolle Geschenkee,

Alleiniger Fabrfkant:
Carl Gentnep

imbeer-
1 Raffinade ekocht.p. hp. Pfund e fg., empfiehlt

Carl Booch, Breitestr.,

1

F. Kluge, Beesengat. l.
und Markt, Roter Turm 12.

JSI2 472 252Scgg
Erschelnt wöchentſich dreſmal,

mee

Wegweiser fär unsere einkaufenden Abonnenten.
D Usnsern Lesern bei Bedarf zur Beachtung empfohlen. V Erscheint wöchentlich drelmal,

ar ab An
c 17

S

m en L Riserne Oetfen an e Faee ger
M. Thicie, Gobenstr. I, p.

7 Je J F. Lindeonhakn, Königsetr. 8.
Christian Maser, Gr. Klausstr. 24. K. Kuckenburg, Rannischestr. 12.

I Feier Von Tr
H. Ackermann, Merseburgerst. 61.

[KRonigkuchen, Zuckerwaren Franz Geoyor, Gr. Brunnenstr. 32p.

Fahrräder u. Nähmaschinen
F. Cümther, Hahe a. S.

Henry Klepzig, Reilstr. 2.
Friedrich Boc Schmeer- C. Lange son., KI. Ulrichstr. 26.

9 trasse 16. Spediätion, Möbeltransport

F. C. WIscell, Hartnlatr11.
I. Zeneerüine, Schulstr. J.

Franz Bapume, Lindenetr. 56.

Zahn- Tochniker

Willy Nene Promenade 16.
„Vis -à-vis Leipz. Turm.

r er Freien i s ar L odorbandinngen
Richard Weolf, verläng. Königstr.

Drogen und Farben 4
A. Raädler, Rannischestr. 2.

Franz Lunzo, Burgstr. 59.

Robert Schäfer, Königstr.

J. Alostermann, Advokatenweg 27.

strasse 105.

Otto Ulbrieht, Backerstrasse I.

Friodrich Flietner, Geiststr. 23. Herm. Sehmidt, Geiststr. 23.

Kartonagen
Merseburger-

0. Kästner Co., Brunoswarte 36.

Crren- m. Sola waren 2
Wilh. Müller, Brunnenstr. 53.

C
W. Schmeil, Wuchererstr. 40.

Növer-Nagazins

vor Hall. Iictlermst. rn. orramiageschatio

F. Hennfeke, Kl. Uichstr. 15. Handleiterwagen- Fabriken

F. ndemdahe, Köuigetz. 8.

Theodor Lühr, Leipzigerstr. 94.
Oskar Kutseher, Moritakirchhot 10.
Ernst Sehmann, Merseburgerstr. 10.

j. klkan, Bekleidg.-Gegenst. j. Art.Leipzigerstr. 87.

krieätich Hotwann, et 23.
Albert Menuicke, Gr. Steinstr. 62
A. Schkuäfer, Leipzigerstr. 92.
A. Weiss, Kleinschmieden 6.

Photographischo Ateliera Weine u. Fruchtaätte etc.
Kinderwagen J

n

Theodor Lühr, Leipsigerstr. 94. Rcard Scröter, Her 17. M. Xado Nachkf., Leipzigerstr. 93.

Zigarren handlungen

F. Soldmann, Königstrasse 86.
Schubert, William, Zigarren und

Schulartikel, Lauchstädterstr. 15.

T Ammendorf. I
Sanitäts-Drogerie, Inh.: ch Glaubig.

Ammendorf Ragowell
Halleschestr. 65. Hauptstr. 20.
A. Hermanun, Uhrmacher.
O. Probsthayn, Bettf.-Rein.-Angt.

Max Künzol, Magdeburgerstr. 59. W. Wünsecher, Schuhwaren.
I ſere vaniwortlich: Rob. J gu e x. Druck der Kalleſch. Senoſſenſch Buchdrucd. (E. G. m. b. K. Kexleger: vorm. Aug. G roh ient J. Jähni g. Samtl. i. Keera. St
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